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Der IVB ist ein Zweig der internationalen gewaltfreien Bewegung
International Fellowship of Reconciliation (IFOR). IFOR hat bera-
tenden Status bei ECOSOC und UNESCO. IFOR umfasst ein
Netzwerk von 80 Zweigen und Gruppen auf allen Kontinenten.

Der Internationale Versöhnungsbund ist
eine Vereinigung von Menschen, die
sich aufgrund ihres religiösen Glaubens 
oder ihrer humanistischen Grundhaltung
zur Gewaltfreiheit als Lebensweg und als Mittel
persönlicher, sozialer und politischer Veränderung bekennen.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!
Die erste Ausgabe des Spinnrads in diesem Jahr ist um vier
Seiten länger als üblich � das liegt vor allem daran, dass wir
uns bemühen, den aktuellen Anlässen aus der Sicht der
Gewaltfreiheit Rechnung zu tragen und gleichzeitig über die
vielen Aktivitäten, die im Rahmen unserer Arbeitsschwer�
punkte stattfinden, berichten möchten.
So hat sich das Büroteam und der Vorstand anlässlich der
Diskussion über die Wehrpflicht entschlossen, nebenstehende
Stellungnahme zu veröffentlichen, mit der wir uns bemühen,
eine wegweisende Alternative aus der Gewaltspriale aufzuzei�
gen. Leider haben zwanzig Jahre (seit dem Ende des Ost�
West�Konfliktes) unermüdliche Propaganda von Seiten der
Militärs und der Politk für militärische Interventionen nicht
garade dazu geführt, dass unsere Forderungen, die auf einem
tief verwurzelten Verständnis von Gewaltfreiheit beruhen, auf
offene Ohren stoßen.
Aus unserer Arbeit berichten wir weiters über die Abschluss�
veranstaltung der UNO�Dekade “Für eine Kultur des Friedens
und der Gewaltfreiheit” und der “Dekade zur Überwindung
von Gewalt” (S. 5.) und über die Solidaritätsreise nach Kolum�
bien, die im Februar stattgefunden hat und von unserer ersten
Friedensdienerin in der Friedensgemeinde San José de Apar�
tadó, Marion Hiptmair, hervorragend organisiert wurde (S.
10). Die Einführungsrede des neuen IFOR�Präsidenten Hans
Ulrich Gerber zeigt auf, dass der Versöhnungsbund auf inter�
nationaler Ebene intensiv für eine Neuorientierung arbeitet
und um die bessere Verbundenheit unserer weltweiten Bewe�
gung bemüht ist.

Irmgard Ehrenberger

OFFENLEGUNG gemäß §25 Mediengesetz: Eigentümer der Zeitschrift
SPINNRAD ist zur Gänze der Internationale Versöhnungsbund, Lede�
rerg. 23/3/27, 1080 Wien. Im Vorstand sind: Lucia Hämmerle, Maria
Hofmann, Erwin Neumann, Harold Otto, Herbert Peherstorfer, Danie�
la Pock, Georg Reitlinger, Marion Schreiber, Karin Tesarek, Rebecca
Zeilinger. 
Grundlegende Richtung: Die Zeitschrift SPINNRAD dient der Verwirk�
lichung der Präambel aus dem Selbstverständnis des Herausgebers:
“Der Internationale Versöhnungsbund ist eine Vereinigung von Men�
schen, die sich aufgrund ihres religiösen Glaubens oder ihrer huma�
nistischen Grundhaltung zur Gewaltfreiheit als Lebensweg und als
Mittel persönlicher, sozialer und politischer Veränderung bekennen.
Auf der Grundlage einer politischen Spiritualität und der aktiven
Gewaltfreiheit als Lebensprinzip arbeiten wir an der umfassenden
persönlichen und gesellschaftlichen Befreiung.”
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VB-Stellungnahme

d
er Internationale Versöh-
nungsbund – österreichi-
scher Zweig sieht in der Ab -

schaffung der allgemeinen Wehr-
pflicht bis hin zum vollständigen
Abbau des Militärs in Österreich als
Land mit der Verpflichtung zur
immerwährenden Neutralität eine
positive Chance, mit dem Blick auf
die Herausforderungen der Gegen-
wart und Zukunft ein Modell zu
schaffen, das im eigenen Land, in
der EU und weltweit einen wegwei-
senden Beitrag zu gewaltfreier
Konfliktlösung, zum Schutz der
Menschenrechte, zu größerer Ge -
rechtigkeit und sozialem Frieden zu
leisten vermag.

grundlagen

In der Präambel der Charta der
Vereinten Nationen ist die Ent-
schlossenheit der Völkergemein-
schaft, zukünftige Generationen
vor der Geißel des Krieges zu be -
wahren, festgehalten. In diesem
Sinne hält auch die Verfassung der
UNESCO fest, dass Kriege im
Geist der Menschen entstehen und
dass daher auch der Frieden im
Geist der Menschen verankert wer-
den muss. 50 Jahre nach der Ver-
abschiedung dieser richtungswei-
senden Dokumente stellte die
UNESCO 1995 in ihrer 28. Gene-
ralversammlung das Konzept einer
„Kultur des Friedens“ vor, und die
Vereinten Nationen erklärten die
Jahre 2001 bis 2010 zur „Interna-
tionalen Dekade für eine Kultur des
Friedens und der Gewaltfreiheit für
die Kinder der Welt“. 

Während der Bericht der weltwei-
ten Zivilgesellschaft zur Dekade
5000 Seiten umfasst (http://deca-
de-culture-of-peace.org/), fällt die

Bilanz auf weltpolitischer Ebene
denkbar mager aus. Für Rüstung,
Militär und Kriege wird so viel Geld
wie noch nie ausgegeben, während
im Bereich der Abrüstung, insbe-
sondere von atomaren Massenver-
nichtungswaffen, kaum Fortschritte
erzielt werden. Durch die Definition
von Problemen wie Armut und Um -
weltzerstörung als Fragen der Si -
cherheit wird die Militarisierung der
Gesellschaften vorangetrieben und
selbst ehemals ausschließlich auf
Verteidigung ausgerichtete Armeen
wurden und werden für weltweite
Interventionen umgestaltet.

Die Fokusierung auf die rein militä-
rische Bekämpfung von Terroris -
mus führt dazu, dass die dahinter
liegenden Wurzeln wie Armut, Aus-
grenzung und Marginalisierung
großer Teile der Weltbevölkerung
in unzureichendem Ausmaß ange-
gangen werden. Zudem werden die
großen Probleme wie Umweltzer-
störung, Ressourcenverknappung,
Klimawandel etc., die sich in der
Zukunft gravierend verstärken kön-
nen, in unverantwortlicher Weise
halbherzig behandelt, was zukünfti-
ge Generationen in Katastrophen
ungeahnten Ausmaßes stürzen
wird.

Ein modell für den frieden

Österreich hat sich als neutrales
Land in der Vergangenheit und Ge -
genwart insbesondere durch sein
Engagement für weltweite Abrü-
stung ausgezeichnet (Vertrag zum
Verbot von Anti-Personen-Minen,
Vertrag zum Verbot von Streubom-
ben, Nichtweiterverbreitungsver-
trag von Atomwaffen etc.). Es ver-
fügt über einen reichen Schatz an
Wissen über Konfliktvermittlung

und Friedensaufbau, sowie über
eine lebendige, dem Frieden und
der Gerechtigkeit verpflichtete Zivil-
gesellschaft mit historischen Vorbil-
dern wie Bertha von Suttner, Alfred
Fried, Karl Kraus oder Kaspar
Mayr, und ist daher unter allen
Staaten einer der geeignetsten,
Frieden und Gewaltfreiheit auf allen
politischen Ebenen zu verwirk-
lichen.

In diesem Sinne erwartet der Inter-
nationale Versöhnungsbund von
der österreichischen Bundesregie-
rung folgende Schritte:

1) Abschaffung der Allgemeinen
Wehrpflicht: Angesichts dessen,
dass es auf der Grundlage huma-
nistischer Überlegungen weder
eine Pflicht zum Töten noch eine
Pflicht, sich im Töten ausbilden zu
lassen, geben darf, befürwortet der
Versöhnungsbund die Abschaffung
der Wehrpflicht und infolgedessen
auch die Abschaffung des Wehrer-
satzdienstes (Zivildienst).

Der Versöhnungsbund spricht
sich gegen die Einführung einer
Berufsarmee oder sonstiger der-
zeit diskutierter Mischmodelle aus
und tritt vielmehr für die Umgestal-
tung der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik in eine aktive Frie-
denspolitik mit rein zivilen Mitteln
nach innen und außen ein. 

Statt durch das Militär könnte der
Zivil- und Katastrophenschutz
durch eine Agentur mit gut ausge-
bildeten Fachkräften wahrgenom-
men werden. Diese könnte bei
Anlassfällen auch solidarisch im
Ausland zum Einsatz kommen. Die
vielfältigen sozialen Aufgaben wie
Kranken-, Alten- und Behinderten-

Für eine aktive, gewaltfreie Friedenspolitik ohne Heer
Stellungnahme des Internationalen Versöhnungsbundes – österreichischer Zweig
zur Diskussion um die Abschaffung der Wehrpflicht
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betreuung, die derzeit von Zivildie-
nern geleistet werden, sollten in re -
guläre bezahlte Arbeitsplätze sowie
in attraktive Freiwilligendienste
überführt werden, die von Frauen
und Männern jeden Alters geleistet
werden können. Zum Aufgaben-
spektrum dieser Dienste würden
auch beispielsweise die Hilfe bei
der Integration von AsylwerberIn-
nen/MigrantInnen, die Spielplatzbe-
treuung, kommunale Friedensar-
beit, Unterstützung von Familien in
schwierigen Situationen etc. zäh-
len. All diese Maßnahmen sollen
auch dazu dienen, die Solidarität
aller in diesem Land lebenden
Menschen zu stärken und ein fried-
volles Miteinander zu fördern.

2) Österreich verstärkt die Wahr-
nehmung seiner Verpflichtungen
zum Aufbau eines weltweiten
Friedens mit ausschließlich zivilen/
gewaltfreien Mitteln, die am Wohl
der benachteiligten und von Kon-
flikt und Krieg betroffenen Men-
schen orientiert sind. Für dieses
Ziel sind u.a. folgende Maßnahmen
geeignet:

- Einrichtung eines Friedensmini-
steriums, das staatliche Maßnah-
men und Maßnahmen der Zivilge-
sellschaft koordiniert

- Einführung von staatlich geförder-
ten Zivilen Friedensdiensten mit
gut ausgebildeten Friedensfach-
kräften zur Konfliktprävention/Kon-
fliktbearbeitung in Krisengebieten

- Aufstockung der Entwicklungshilfe
und Maßnahmen gegen die Ursa-
chen von Armut und Hunger

- Fortgesetzter Einsatz für weltwei-
te Abrüstung sowie für die verbes-
serte Kontrolle und Verringerung
bis hin zur Abschaffung des Waf-
fenhandels für militärische Zwecke

- Förderung der Friedensforschung
und der Friedenserziehung

All diese vom Versöhnungsbund
eingeforderten Maßnahmen wür-
den wesentlich geringere Kosten
verursachen – sowohl im Vergleich
zur herkömmlichen militärischen
Landesverteidigung als auch im
Vergleich zu einer Berufsarmee,
die letztendlich auf die Einbettung
in eine Armee auf europäischer
Ebene, die weltweit militärische
Interventionen durchführen kann,
ausgerichtet wäre. Erste Ansätze
für eine derartige Armee wurden
bereits mit der Aufstellung der Batt-
le groups umgesetzt. Hier stellt sich
die Frage, inwieweit Österreich sei-
ne Verpflichtung zur immerwähren-
den Neutralität ernst nimmt und ob
sich Österreich zukünftig in militäri-
sche Abenteuer, die so viel Leid,
Tod und weitere Konflikte bringen,
hineinziehen lassen will.

Der Versöhnungsbund erachtet das
oben in Grundzügen vorgestellte
Modell als konkreten Beitrag zur
Überwindung des Konzeptes der
militärischen Konfliktaustragung
und zum Aufbau eines positiven
Friedens in Gerechtigkeit. 

Die Stellungnahme wird von folgen-
den Organisationen unterstützt:

l Arbeitsgemeinschaft für Wehr-
dienstverweigerung, Gewaltfreiheit
und Flüchtlingsberatung
l Konfliktkultur
l Österreichische Friedensdienste
l Überparteiliche Plattform gegen
Atomgefahren & Zukunftswerkstatt
Energie

I
m Namen des Österreichischen
Netzwerks für Frieden und Ge -
waltfreiheit begüße ich Sie herz-

lich am Ufer dieses Stromes, des-
sen Wasser durch die Jahrhunder-
te die Völker des Westens Europas
mit jenen des Ostens verbunden
hat und verbindet. Das Symbol des
Wassers spricht uns heute in be -
sonderer Weise an: es läutert,
wäscht rein, klärt, verbindet; es ist
stark wie die Kraft der Gewaltfrei-
heit, die beharrlich Widerstände
überwindet und so neuem Leben
den Weg bahnt.

Neue Wege für eine Kultur des
Friedens und der Gewaltfreiheit für
die Kinder der Welt zu öffnen, dafür
engagierten sich die 35 in unserem
Netzwerk zusammengeschlosse-
nen Organisationen von Beginn der
Friedensdekade im Januar 2000 an
mit der Friedensnobelpreisträgerin
Mairead Corrigan Maguire bis zum
heutigen Tag. Mit dieser Dekade
forderten die Vereinten Nationen
zum ersten Mal gemeinsam und
einstimmig zur Weltgestaltung aus
der Perspektive und mit den Me -
thoden der Gewaltfreiheit auf. Heu-
te wollen wir von unserem Engage-
ment für diese Zielsetzung Re -
chenschaft ablegen und uns zu -
gleich den neuen, vor uns liegen-
den Aufgaben stellen.

Zu allererst möchte ich allen Orga-
nisationen und Einzelpersonen für
ihr Engagement danken, welches
sie, meist mit wenig Mitteln, viel
Zeitaufwand und manchmal gegen
erhebliche Widerstände wahrge-
nommen haben. Hunderte Kinder
und Jugendliche unseres Landes
konnten durch ihr kreatives Enga-
gement die Erfahrung machen,
dass Gewalt, Ausgrenzung oder
Hass keine unüberwindlichen
Mächte sind, sondern dass diese
durch die in uns liegende Kraft der
Gewaltfreiheit und durch unser
gemeinsames Handeln überwun-
den und neue Beziehungen und
Lebensbedingungen aufgebaut

Spinnrad 1 / 20114

VB-Stellungnahme

2012_11_Spinnrad1_11_Kern_wd_Spinnrad4_05.qxd  08.04.2011  09:25  Seite 4



werden können. Dafür Dank allen,
die LehrerInnen und SchülerInnen
in Gewaltfreiheit schulten, die Initia-
tiven zur Überwindung von Mob-
bing, Ausgrenzung und Fremden-
angst initiierten, kreative Friedens-
arbeit entfalten halfen, Zivilcourage
und Demokratieverantwortung er -
mutigten und so neue Hoffnung
und Lebensperspektiven öffneten.
Dank auch allen, die sich beharr-
lich, gegen viel Widerstand, für die
Verankerung der Grundrechtschar-
ta für Kinder in der österreichischen
Verfassung einsetzten, wie auch
für die wissenschaftliche Erarbei-

tung von Friedenserziehung und
das Bemühen um deren Einbin-
dung in unser Schulsystem, und
Dank für die internationale Zusam -
menarbeit, durch die ein weltweites
Netz aufgebaut werden konnte. Wir
können feststellen, dass das Be -
wusstsein von der Be deutung ge -
waltfreier Konfliktlösung und von
Friedenserziehung in un serer Ge -
sellschaft gewachsen ist. Dafür
dürfen wir wohl ein Fest feiern!

Dennoch müssen die vorliegenden
Schwierigkeiten offen angespro-
chen werden:

Das Netzwerk erhielt nur wenig Un -
terstützung von Regierung und
öffentlichen Institutionen für die
Umsetzung der Ziele der Dekade,
für die Österreich bei der General-
versammlung der Vereinten Natio-
nen gestimmt hatte. Mangels die-
ser inhaltlichen und materiellen
Unterstützung konnten zahlreiche
Friedensprojekte, die sich anboten,
nicht verwirklicht und das öffentli-
che Interesse an den Zielen der
Dekade nicht in umfassender Wei -
se mobilisiert werden. Dies sind -
unter anderen - Ursachen, warum
der Einfluss der Dekade auf die
Gesamtsituation unserer Gesell-
schaft sehr bescheiden blieb.

Wir müssen festellen, dass sich im
Verlauf dieser zehn Jahre in unse-
rem Land die Schere zwischen Arm
und Reich vergrößert, die soziale

Ausgrenzung vertieft, die Probleme
der ImmigrantInnen verhärtet ha -
ben und die Fremdenfeindlichkeit,
die von manchen Massenmedien
ge schürt wird, gewachsen ist. Frie-
denspolitik spielt nur eine Rolle am
Rande des politischen Gesche-
hens.

Auf Grund dieser Situation können
wir die Arbeit der Dekade nicht als
beendet ansehen. Mit neuem Elan
wollen wir uns mit dem Geist der
Compassion, der Gerechtigkeit und
Versöhnung, mit der Kraft der Ge -
waltfreiheit und mit Zivilcourage
dafür einsetzen, dass die nächsten
Generationen in einer Welt ver-
söhnter Vielfalt, demokratischer
Mitverantwortung, der gerechter
geteilten Güter und einer behüte-
ten, umsorgten Natur leben kön-
nen. Dafür wollen wir heute Nach-
mittag einige Perspektiven erarbei-
ten.

Und nochmals zurück zu den Wel-
len der Donau. Diese rufen uns zu:
Wisst ihr es nicht:

Steter Tropfen höhlt den Stein;
euer Vertrauen sei stark wie das
Wasser!

Donau-FrieDenSwelle
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Die Donau�Friedenswelle ist ein internationales Projekt zur Vorbereitung der Abschlussveranstaltung der
„Dekade zur Überwindung von Gewalt“ (Ökumenischer Rat der Kirchen) im Mai 2011 in Jamaika.
In Österreich wurde am 17. Februar eine Festveranstaltung mit Workshops, einer symbolischen Aktion,
einer Vesper und einem Konzert von Kohelet3 im Rahmen der seit Jahren bestehenden Kooperation des
Ökumenischen Rats der Kirchen in Österreich, der Evangelischen Akademie und des Netzwerks für Frie�
den und Gewaltfreiheit organisiert. Die Festveranstaltung war gleichzeitig die österreichische Abschluss�
veranstaltung der UNO�Dekade “Für eine Kultur des Friedens und der Gewaltfreiheit”.

Stetes Wasser höhlt den Stein
Eröffnungsrede der Festveranstaltung “Die Donau�Friedenswelle erreicht Wien”
von Hildegard Goss�Mayr

konzert von kohelet3

ökumenische vesper mit der 
gemeinschaft sant’ Egidio

fotos: alois reisenbichler
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VerSöhnungSpolitik

Der dritte Schritt: Ein neuer
Bund als Folge von Bitte und Ak -
zeptanz

In der Dynamik von Versöhnungs-
prozessen nimmt die öffentliche
Beglaubigung einer Apologie und
ihrer Akzeptanz eine wesentliche
Rolle ein. So wichtig wie das öffent-
liche Benennen eines Unrechts ist
auch die öffentliche Bestätigung,
dass die Opferseite diesen Akt als
für sich ausreichend anerkennt. Sie
muss ihrerseits erklären, dass sie
sich und ihre Geschichte in der Er -
klärung der Täterseite voll und
ganz wieder erkennt und muss 
fol glich ihrerseits auf verbindliche
Weise von einer weiteren Aufrech-
nung erlittener Kränkungen Ab -
stand nehmen.5

Der verbindliche Ausdruck einer
solchen Übereinkunft ist ein Bund
oder ein Vertrag. Er beglaubigt das
Ende einer Verfeindungsgeschich-
te und begründet den Beginn einer
Bundesgenossenschaft im Sinne
einer entfeindeten Nachbarschaft.
Es wird wichtig sein, einen solchen
Vorgang symbolisch zu verfestigen.
Das kann zum Beispiel dadurch
geschehen, dass der Tag des Bun -
desschlusses zum gemeinsamen
Gedenktag beider Konfliktparteien
gemacht wird. Mahnmale und Ge -
denksteine können dazu dienen,
die Erinnerung an den Bund und
damit den gewonnenen Frieden le -
bendig zu erhalten.

Auch hier mag ein Beispiel veran-
schaulichen, was ich meine: Der
Deutsch-Französische Freund-
schaftsvertrag wurde mit großem

symbolischen Bedacht in der
Kathedrale von Reims öffentlich
verkündet und beglaubigt. Aber es
ist unterlassen worden, diesen Tag
zu einem jährlich wiederkehrenden
Gedenktag zu machen oder ver-
gleichbare symbolische Manifesta-
tionen zu schaffen, die beide Völker
regelmäßig dazu bringen würden,
ihre Freundschaft und gute Nach-
barschaft zu feiern. Denn wenn wir
uns klarmachen, dass die lange
und erbitterte Verfeindungsge-
schichte zwischen Deutschland
und Frankreich sich in Abertausen-
den von Denkmälern und Gedenk-
stätten widerspiegelt, wäre es wich-
tig gewesen, neue Gedenktage und
-stätten zu schaffen, um die gewon-
nene Gemeinsamkeit immer wieder
in Erinnerung rufen zu können und
somit gegen neue Verfeindungs-
tendenzen gefeit zu machen.
Immerhin wurde das deutsch-fran-
zösische Jugendwerk gegründet,
das im Laufe der Jahre ein enges
Netz von Freundschaften geschaf-
fen hat – auch eine Art Immunisie-
rung gegen Ideologien der Feind-
schaft.

Damit will ich nicht den Eindruck er -
wecken, als könne ein Freund-
schaftsvertrag zwischen Konflikt-
parteien die Erinnerungen an die
Schuld- und Kränkungsgeschich-
ten zum Verschwinden bringen. Ein
forciertes „Vergeben und Verges-
sen“ wäre eine zusätzliche Beleidi-
gung für die Gekränkten. Erinne-
rungen kann man nicht verbieten.
Wohl aber kann es gelingen, die
Erinnerungen gleichsam zu entgif-
ten und auf solche Weise zu ver-
hindern, dass die neu gewonnene

Gemeinsamkeit durch Misstrauen
und Feindseligkeit immer wieder
gefährdet wird. In diesem Sinn ist
es vielleicht möglich, von einer Hei-
lung der Erinnerungen zu spre-
chen. Erst wenn sich in diesen Er -
innerungen nichts Schmerzliches
mehr findet, können sie getrost
dem Vergessen anheim gestellt
werden.

Ein versöhnungspolitischer Vertrag
„bereinigt“ aber nicht nur die Altlas -
ten der Vergangenheit. Er eröffnet
eine gemeinsame Zukunft. Er er -
schließt den eigentlichen Zielpunkt
von Versöhnungsprozessen, der im
Folgenden angedeutet werden soll.

Der vierte Schritt: Lastenaus-
gleich

Versöhnungsprozesse bleiben labil
und unvollständig, wenn der Aspekt
der „Reparationen“ vernachlässigt
oder gar ganz unterschlagen wird.
Um Missverständnisse zu vermei-
den, will ich unterstreichen, dass
Begriffe wie „Reparationen“ oder
„Wiedergutmachungen“ etwas
Missliches haben. Was in der Ver-
gangenheit an Vergehen verübt
wurde, ist nicht zu „reparieren“.
Auch sind einmal geschehene Ver-
brechen nicht wieder „gut“ zu ma -
chen. Dies auszusprechen, bedeu-
tet jedoch keineswegs, untätig zu
bleiben. Es kann und es muss ver-
sucht werden, die Folgelasten ver-
gangenen Unrechts abzuschwä-
chen und Vorkehrungen zu treffen,
um Wiederholungen alter Verbre-
chen zu vermeiden. Ich halte es da -
rum für sinnvoller, Begriffe wie „Re -
parationen“ oder „Wiedergutma-

Versöhnungspolitik im 21. Jahrhundert
Herausforderungen und Möglichkeiten
Vortrag von Geiko Müller�Fahrenholz bei der Dreijahrestagung des Versöhnungs�
bundes am 5. November 2010 im Albert Schweitzer�Haus, Teil 2
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chungen“ durch den Begriff „Las -
tenausgleich“ zu ersetzen. Denn
um einen Ausgleich der Lasten und
Vorteile, die ein Unrechtssystem
mit sich gebracht hat, muss es in
jedem Fall gehen, und damit auch
um ein Ausbalancieren und Korri-
gieren der entstandenen sozialen
und wirtschaftlichen Ungleichge-
wichte.

Was muss ein solcher Lastenaus-
gleich erstreben? Er hat das Ziel,
ein neues System gerechter und
produktiver Beziehungen zu be -
gründen und zu befördern. Damit
ist der Lastenausgleich auf die Zu -
kunft ausgerichtet. Er stellt den
Versuch dar, kooperative Projekte
zu ermöglichen, wo zuvor gegen-
einander gearbeitet wurde. Er setzt
die Erfahrung gemeinsamer Aktio-
nen an die Stelle der alten Vorurtei-
le und Zerwürfnisse und schafft da -
mit Vertrauen und Stabilität.

Wie wichtig dieser Gesichtspunkt
ist, lässt sich an dem südafrikani-
schen Versöhnungsprozess ver-
deutlichen. Die Arbeit der Wahr-
heits- und Versöhnungskommis-
sion kann für die ersten drei Aspek-
te, die ich hier beschrieben habe,
als vorbildlich gelten. Und doch
könnte diese großartige Bemühung
um ihre Früchte gebracht werden,
weil der vierte Schritt, nämlich ein
echter Lastenausgleich, bisher nur
sehr zögerlich angegangen worden
ist. Die Kommission hatte zwar
detaillierte Vorschläge für Entschä-
digungsleistungen an Apartheid-
Opfer aufgelistet, doch hat die Re -
gierung die fälligen Konsequenzen
verzögert, obgleich das entspre-
chende Gesetz („National Unity
and Reconciliation Act“) sie dazu
verpflichtet. Auch als es dann zu
Kompensationsleistungen kam, oft
in einem enttäuschenden Umfang,
blieb der Versöhnungsprozess
gleichsam unvollendet. Kein Wun-
der, dass bei den Opfern, vor allem
denjenigen in den wuchernden
Elendsvierteln, Ungeduld und Ver-

bitterung um sich gegriffen haben.
Der Verdacht, dass die frühere wei-
ße Oberschicht, erweitert um eine
neue schwarze Elite, „business as
usual“ betreibt, so als sei das Un -
recht des Apartheid-Systems nun-
mehr „abgehakt“, könnte sehr wohl
zu einem explosiven Gemisch wer-
den, das die unter so großen Lei-
den gewonnene südafrikanische
Demokratie in Gefahr bringen
könnte.6

Es ist also wichtig, Versöhnungs-
prozesse auf den Zielpunkt des
Lastenausgleichs hin zu konzipie-
ren. Dazu gehören nicht nur finan-
zielle Leistungen, sondern auch so -
ziale, bildungspolitische und sym-
bolische Maßnahmen. Solche „Pa -
kete“ werden von Fall zu Fall
anders aussehen. Es muss jedoch
auch bedacht werden, dass Ent-
schädigungsleistungen nun auch
wieder in der Luft hängen können,
wenn ihnen die erwähnten drei
Schritte nicht voraus gegangen
sind. Ich habe den Eindruck, als sei
eben dies nach dem Zweiten Welt-
krieg in der Bundesrepublik
Deutschland geschehen. Die Ent-
schädigungsleistungen an Israel,
an die Opfer des Holocaust und die
Verfolgten des Naziregimes haben
schon in den 50er-Jahren begon-
nen, aber es ist erst in den 60er
und 70er-Jahren zu einer breiten
Aufarbeitung der Verbrechen des
Dritten Reiches gekommen.7 Eine
besonders schwerwiegende
Schwäche dieser Wiedergutma-
chungsleistungen aber besteht für
mich darin, dass die Annahme der
darin enthaltenen Entschuldigungs-
absichten seitens der Überleben-
den des Holocaust schlicht voraus-
gesetzt wurde - ein folgenschwerer
Irrtum, wie die Geschichte der Irri-
tationen zwischen Juden und Deut-
schen bis heute belegt.

Zusammenfassend möchte ich sa -
gen: Wenn wir Versöhnung als
einen Prozess betrachten, der
deutlich unterscheidbare Stadien

durchschreiten muss, gelangen wir
über das verbreitete Missverständ-
nis hinaus, das Versöhnung als
einen „Schlussstrich“ auffasst. Ein
„großes Vergessen“ lässt sich nicht
befehlen, auch wenn es nicht nur
bei dem Westfälischen Frieden von
1648, sondern immer wieder von
vielen Machthabern versucht wor-
den ist. Niemals kann Versöhnung
auf Kosten der Wahrheit verordnet
werden.

Wenn Versöhnungspolitik minde-
stens die vier genannten Schritte
gehen muss, wird deutlich, wie
leicht sie scheitern kann. Sie muss
daher langfristig angelegt sein. Vor
allem aber muss sie sich auf eine
breite zivilgesellschaftliche Unter-
stützung verlassen können.

Die Frage, die mich stark beschäf-
tigt, ist, ob und wie es gelingen
kann, die politische Sensibilität und
moralische Souveränität zu gewin-
nen, um diese Versöhnungsprozes-
se in Gang zu setzen. Gerade weil
sich in diesem Jahrhundert bedrü -
ckende Kriegsgefahren ankündi-
gen.

4. Versöhnungspolitik führt zu
einem erweiterten Verständnis
von Gerechtigkeit

Lassen Sie mich jetzt versuchen,
diese eher strukturellen und allge-
meinen Überlegungen des dritten
Kapitels auf die politischen Bedin-
gungen des 21. Jahrhunderts zu
beziehen.

VerSöhnungSpolitik
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Damit nehme ich ein Stichwort auf,
das ich bereits angedeutet habe:
Wie verträgt sich Versöhnung mit
dem Streben der Menschen nach
Gerechtigkeit?

Versöhnung und aufrichtende
Gerechtigkeit gehören zu sam -
men

Es wird oft behauptet, eine Politik
der Versöhnung beeinträchtige
oder vernachlässige das Verlangen
der Menschen nach Gerechtigkeit
und Sühne. Es scheint mir ange-
messen, in diesem Zusammen-
hang noch einmal an die Arbeit der
südafrikanischen Wahrheits- und
Versöhnungskommission zu erin-
nern. Bekanntlich stellte sie nicht
die Bestrafung der Schuldigen des
Apartheidsystems in den Mittel-
punkt, sondern die Würdigung und
Aufrichtung der Opfer. In den vielen
Anhörungen, die überall in Südafri-
ka stattfanden, bekamen Frauen
und Männer die Gelegenheit, in
aller Öffentlichkeit, sofern sie das
wollten, die Geschichte ihrer De -
mütigungen und Leiden zu erzäh-
len. Dies allein hatte bereits etwas
ungeheuer Entlastendes. Hier ka -
men Menschen zu Wort, deren
Ehre mit Füßen getreten worden
war. Ihre Selbstachtung wurde
wiederhergestellt. Es ereignete
sich so etwas wie eine „Katharsis“,
eine Reinigung. Aber es blieb ja
nicht nur bei dem bloßen Erzählen.
Es wurden auch die Ansprüche auf
Schadensersatz sorgfältig festge-
stellt.

Dieser Ansatz war beeindruckend.
Es hat gleichwohl innerhalb und
außerhalb Südafrikas nicht an kriti-
schen Stimmen gefehlt, die darauf
bestanden, dass man die Schuldi-
gen vor Gericht hätte bringen müs-
sen. Dass also eine Ahndung von
Verbrechen ebenfalls zur morali-
schen Katharsis einer Gesellschaft
gehöre. Freilich haben die Men-
schen, die vor den Gerichten eine
Sühne für die erlittenen Untaten

erstreiten wollten, die ernüchternde
Erfahrung machen müssen, dass
sich dort mit mancherlei Verfah-
renstechniken ein Schuldspruch oft
auch vermeiden lässt. Das Ergeb-
nis bestand dann nicht selten darin,
dass die Ankläger den Eindruck
bekamen, nicht zu ihrem Recht
gekommen zu sein und das Gericht
mit einer zusätzlichen Demütigung
verlassen mussten.

Nun ist festzuhalten, dass die
Wahrheits- und Versöhnungskom-
mission keineswegs darauf ausge-
richtet war, die Arbeit der Gerichte
zu ersetzen. Sie hatte den Auftrag,
eine öffentliche Auseinanderset-
zung mit dem Unrecht des Apart -
heidsystems in Südafrika zu er -
möglichen. Damit wurden die Dä -
monen der Schuld und der Demüti-
gungen ans Licht gebracht und ent-
mächtigt. Damit wurde auch die
Gefahr eines Bürgerkrieges ge -
bannt.

Natürlich ist die Wahrung und Pfle-
ge des Rechts durch souveräne
Gerichte und unbestechliche Rich-
terInnen ein außerordentlich wichti-
ger Bestandteil jeder Gesellschaft,
die sich zivilisiert nennen will. Und
darum darf auch nicht übersehen
werden, dass in Südafrika mit
Nachdruck an dem Aufbau unab-
hängiger Gerichte gearbeitet wird.

In diese Linie gehört auch die Ein-
richtung des Internationalen Straf-
gerichtshofes. Sie ist ein Ausdruck
dafür, dass die Ahndung von Ver-
brechen um der Menschlichkeit der
Menschen - übrigens gerade auch
der Menschlichkeit der Angeklag-
ten willen! - unersetzlich ist. Und
doch ist es für mich wichtig festzu-
halten, dass die punitive, also die
be strafende Dimension des
Rechts, nicht die einzige sein kann.
Gerechtigkeit kommt auch dort zum
Zuge, wo die Opfer von Verbrechen
aufgerichtet, wo ihre beschädigte
Würde wieder hergestellt wird. So
gesehen muss die Täterfixierung

unserer Rechtsordnungen um eine
Opferorientierung ergänzt werden.
Damit tritt neben die bestrafende
Gerechtigkeit die aufrichtende Ge -
rechtigkeit. Das wird in der interna-
tionalen Diskussion „restorative
justice“ genannt. In den USA befas-
sen sich inzwischen mehr und
mehr Bürgergruppen mit diesem
Konzept, weil sie eingesehen ha -
ben, dass eine Befriedung ihrer
Gesellschaft nicht dadurch gelingt,
dass immer mehr Gefängnisse
immer voller werden.

Versöhnung berührt das Pro-
blem der distributiven Gerechtig-
keit

Darüber hinaus aber will ich eine
Frage aufgreifen, die mir bei der
Lektüre des eingangs erwähnten
Buches von Gwynne Dyer gekom-
men ist. In welcher Form können
wir angesichts der auf uns zukom-
menden ökologischen Katastro-
phen von Versöhnung sprechen?
Wer soll und kann sich hier mit
wem versöhnen? Geht es nicht
auch hier um Gerechtigkeit?

In der Tat ist „Klimagerechtigkeit“
das Motto, wenn die paradoxen
Folgen der Erderwärmung für die
Völker der Erde zur Sprache kom-
men. Die Länder in den tropischen
Breiten, deren ökologischer Fußab-
druck fast bei Null liegt, werden am
stärksten betroffen, während die
Menschen mit ihrem emissionsin-
tensiven Lebensstil, und das sind
zum Beispiel wir hier in Mitteleuro-
pa, in moderaten Klimazonen leben
und darum vorerst weniger drama-
tische Rückschläge erleiden wer-
den.8 Das ist eine Klimaungerech-
tigkeit, mit der man sich nicht abfin-
den kann. Sie wurde übrigens auch
bei dem Klimagipfel in Kopenhagen
von keiner Seite ernsthaft in Frage
gestellt.

Es geht also hier um Verteilungsge-
rechtigkeit, um distributive Gerech-
tigkeit.

VerSöhnungSpolitik
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Der Ökumenische Rat der Kirchen
hat dieses Problem unter dem
Stichwort der „ökologischen
Schuld“ aufgegriffen. Wir im rei-
chen Norden – ich weiß, dass dies
eine unstatthafte Verallgemeine-
rung ist – stehen bei den Armen in
der Schuld, weil wir es sind, die
durch unseren exzessiven Lebens-
stil ihre Überlebenschancen be -
schädigen. Wie können sie uns un -
sere Schuld vergeben? Mit bloßen
Worten ist hier offensichtlich nichts
getan, es kommt vielmehr auf kon-
krete Kompensationen oder bes-
ser: auf Lastenausgleichsmaßnah-
men an.

Damit aber komme ich auf ein Pro-
blem zu sprechen, das sehr schnell
als eine unerträgliche Zumutung
empfunden wird.

Versöhnungspolitik entwickelt
ein positives Verständnis von
Verzicht

Was ich meine, möchte ich mit
einem Hinweis auf die Ostpolitik
des deutschen Bundeskanzlers
Willy Brandt beschreiben. Gegen -
über den östlichen Nachbarn hat er
eine Versöhnungspolitik betrieben,
die sich auch als „Verzichtspolitik“
verstand. Eben dies haben ihm vie-
le KritikerInnen zum Vorwurf ge -
macht. Für sie war der Verzicht auf
die deutschen Gebietsansprüche
jenseits der Oder-Neisse-Linie
nichts anderes als ein feiger „Aus-
verkauf“ nationaler Interessen.
Brandt aber war von der Überzeu-
gung durchdrungen, dass eine
friedliche und zukunftsfähige Bünd-
nispolitik mit den östlichen Nach-
barn ohne einen ausdrücklichen
Verzicht auf deutsche Gebietsan-
sprüche nicht zu haben war. Ver-
zicht war für ihn zum einen die aus-
drückliche Anerkennung deutscher
Schuld für die Leiden und Lasten,
die der Zweite Weltkrieg gerade
diesen Völkern in der Mitte und im
Osten Europas aufgebürdet hatte.
Aber der Verzicht trug zugleich

dazu bei, den Raum für eine kon-
struktive Lastenausgleichspolitik zu
schaffen.

Wer in einer enger gewordenen
Welt eine schöpferische Nachbar-
schaftspolitik betreiben will - und
alles andere läuft auf Selbstzerstö-
rung hinaus -, wird die Kategorie
des Verzichts positiv bewerten
müssen. Gerade wenn ein tief sit-
zendes Unrecht die Beziehungen
zwischen Nachbarn belastet, müs-
sen Bewegungsspielräume ge -
schaffen werden. Und das ist ohne
die Freigabe festgefahrener Posi-
tionen, also ohne Verzicht, nicht
möglich.

So gesehen, ist Verzicht ein Zei-
chen von Souveränität und nicht
von Schwäche.

Und das gilt nun noch einmal neu
für die Lebensbedingungen im 21.
Jahrhundert. Der Verzicht auf lieb
gewordene Konsumgewohnheiten
und für selbstverständlich gehalte-
ne Produktionsmethoden wird an -
gesichts der ökologischen Gefah-
ren zu einer Form der neuen Le -
benskunst. Verzicht ist ein Gebot
der Klugheit, um die distributiven
Ungerechtigkeiten aufzuheben, da -
mit nicht nur unsere ZeitgenossIn-
nen, sondern vor allem auch unse-
re Kinder und Enkelkinder eine
lebensfreundliche Welt vorfinden.

Wer versöhnt uns mit unserer
Schuld angesichts der geschun-
denen Erde?

Damit komme ich zu der Frage, die
mich fast dazu gebracht hätte, die-
sen Vortrag bei Ihnen abzusagen.
Was wir unseren Nachkommen
und der ganzen lebendigen Fülle
der Erde antun, ist ein so beispiel-
loses Versagen, das uns an den
Rand der Verzweiflung bringen
kann. Wie konnten wir Menschen -
oder besser: wir Männer - dahin
kommen, unsere Herrschaft über
die Natur so hemmungslos auszu-

weiten, dass die Ökosysteme die-
ses Planeten über die Grenzen
ihrer Belastbarkeit hinaus beein-
trächtigt worden sind? Wer hat uns
so verblendet?

Natürlich gibt es immer noch viele,
die der Meinung anhängen, die
ökologischen Probleme seien mit
neuartigen wissenschaftlich-tech-
nologischen Maßnahmen unter
Kontrolle zu bringen. Es gibt aber
auch eine tief sitzende Apathie, die
uns hindert, die längst überfälligen
Korrekturen vorzunehmen. Und
hinter dieser Apathie dürften auch
uneingestandene diffuse Schuldge-
fühle und eine profunde Ratlosig-
keit stecken. Denn mit der Natur
können wir uns nicht versöhnen.
Entschuldigungen fruchten nichts.
Sie kann nichts vergessen.

Ist also niemand da, der uns verge-
ben kann?

Ich sehe nur eine einzige Hoffnung,
und zwar die, dass es jenseits die-
ses Irrsinns eine Kraft gibt, die es
gut mit uns Menschen meint. Frei-
lich nicht im Sinne eines „deus ex
machina“, der die Verwüstungen,
die wir anrichten, auf wundersame
Weise wieder beseitigt. Sondern in
dem Sinn, dass es einen Gott gibt,
der radikales Umdenken möglich
macht, der neue Kräfte aufweckt
und neue Wege eröffnet.

Der Internationale Versöhnungs-
bund hat seit fast hundert Jahren
auf diese Kraft der Veränderung
und der Versöhnung gesetzt. Für
seine pazifistische Überzeugung
hat er große Opfer gebracht und
immer wieder neue Wege gewie-
sen.

Das 21. Jahrhundert bringt Bedro-
hungen und Gefahren mit sich, wel-
che die Menschheit vor beispiello-
se Herausforderungen stellen.
Wege aus den Gefahren zu finden,
Brücken der Versöhnung auszu-
kundschaften und dem Frieden

VerSöhnungSpolitik
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neue Bahnen zu schaffen, das ist
unsere Aufgabe. Damit steht auch
der Internationale Versöhnungs-
bund vor neuen Bewährungspro-
ben. Dazu helfe uns allen der Gott,
dessen Friede höher ist als unsere
Vernunft.

5) Eine von allen Seiten als zutiefst
zufrieden stellend empfundene Versöh-
nung fand im Juli 2010 auf der 11. Voll-
versammlung des Lutherischen Welt-
bundes in Stuttgart zwischen den
Lutherischen Kirchen und der Mennoni-
tischen Weltkonferenz statt. Voraus ge -
gangen war ein Bericht einer Kommis-
sion beider Kirchen zum Thema „Hei-
lung von Erinnerungen – Versöhnung
in Christus“, der eindeutig Stellung zu
den Verwerfungsurteilen der Lutheri-
schen Kirchen gegenüber den Menno-
niten im 16. Jahrhundert und den dar-
aus folgenden unsäglichen Verbrechen
genommen hatte. Daraufhin bat die
Vollversammlung – einige stehend, an -
dere kniend – um Vergebung, und der
Präsident der Mennonitischen Weltkon-
ferenz, Danisa Ndlovo aus Zimbabwe,
gewährte die Bitte um Vergebung.
Anschließend wurde diese Versöhnung
in einem Gottesdienst konkret bestätigt
und befestigt.

6) Die Wahl von Jacob Zuma kann
durchaus als Indiz dieser wachsenden
Enttäuschung und Verbitterung ver-
standen werden. Da er seinen Wahl-
sieg mit dem Versprechen, die Not der
Armen aufzuheben, errungen hat, wird
er jetzt immer deutlicher zur Rechen-
schaft gerufen.

7) Ein Beispiel für die immer noch
andauernde Aufarbeitung der Verbre-
chen des Dritten Reiches sehe ich in
dem kürzlich vorgestellten 900seitigen
Bericht einer Historikerkommission zur
Beteiligung des Auswärtigen Amtes.
Vgl.: E. Conze u.a.: Das Amt und die
Vergangenheit. Deutsche Diplomaten
im Dritten Reich und in der Bundesre-
publik, München 2010.

8) Dies ist jedenfalls für die ersten Jahr-
zehnte der Fall. Bei der zu erwartenden
Erhöhung des Meeresspiegels werden
allerdings auch in Europa die niedrig
liegenden Regionen sowie Flusstäler
und Mündungsgebiete dauerhaft über-
flutet sein, und das wird große Migra-
tionsbewegungen auslösen.

o
rganisiert vom Internationa-
len Versöhnungsbund –
österreichischer Zweig und

FOR - Fellowship of Reconciliation
USA, führte die Reise von Treffen
in Bogotá und Medellín (NGOs,
GewerkschafterInnen und Politiker -
Innen, Vertreter der  kolumbiani-
schen Armee etc.) über Tage am
Land mit Kleinbauern und -bäuerin-
nen in die Friedensgemeinde von
San José de Apartadó, die seit
2002 vor Ort von internationalen
Freiwilligen begleitet wird.

„...doch wir gehen weiter!“

…hören wir von Ana*, die seit dem
Tod ihres Sohnes nie mehr getanzt
hat. 

...sagt José García*, Gewerkschaf-
ter in dem Land, in dem in den letz-
ten 26 Jahren jeden dritten Tag
ein/e Gewerkschafter/in ermordet
wurde. 60% aller Morde an Ge -
werkschafterInnen weltweit werden
in Kolumbien begangen. Vor 26
Jahren waren 14% der Kolumbia-
nerInnen gewerkschaftlich organi-
siert, heute sind es 3,8%.1

...meint Sarita*, knapp 20, Kolumbi-
anerin, strotzend vor Energie. Vier-
mal pro Woche begleitet sie Kinder
in den Comunas (Elendsvierteln)
von Medellín – unbezahlt, mit dem
Tod bedroht und neben ihrer Arbeit
in der Pizzeria, denn Geld zum
Leben braucht sie auch. Wir erle-
ben sie bei der Arbeit, mit strahlen-
den Augen. 

...beendet Beatrice* ihre Erzählung
vom Massaker in der Friedensge-
meinde 2005, in dem zwei der
wichtigsten Führungspersonen mit

Frau und Kindern (darunter ein
fünfjähriges Mädchen und ein 18
Monate alter Bub) ermordet wur-
den. „Wir gehen weiter unseren
Weg, gewaltfrei. Solange wir noch
am Leben sind. Es ist der einzige
Weg.“

Kolumbien – ein Land des Todes
und ein Land des Lebens, ein Land
der Verzweiflung und ein Land der
Hoffnung. Weinend und lachend
nähern wir uns diesem Land und
seinen Inhalten, seinen Menschen
an. Diesem Land, in dem jeden
Freitag Abend die Séptima, eine
der größten Straßen Bogotás, für
den Verkehr gesperrt wird und sich
mit Menschen, Lachen, Straßen-
künstlerInnen füllt. Diesem Land,
das seit vielen Jahrzehnten von
einem internen bewaffneten Kon-
flikt gebrandmarkt ist. Das staatli-
che Militär, die BACRIMs2 und die
Guerilla-Gruppen (FARC, ELN etc.)
stehen in grausamem Kampf, in
den seit Uribes Politik der „demo-
kratischen Sicherheit“ (ab 2003)
mehr und mehr Zivilbevölkerung
miteinbezogen wurde. Für Interes-
sen der Multinationalen (Coca-
Cola, Banacol, Chiquita, Glencore,
Sodexo etc. etc.), der korrupten
Regierung und individueller Macht-
interessen bringen sich Landsleute
gegenseitig massenweise um, fi -
nanziert mit Militärhilfe aus den
USA („Plan Colombia“) und dem
Drogenhandel. Von wirtschaftlichen
Interessen getrieben, schrecken
Konzerne nicht davor zurück, be -
waffnete Gruppen zu finanzieren,
um Land für Großprojekte „freizu-
räumen“, aufmüpfige Gewerkschaf-
terInnen aus dem Weg zu schaffen
oder MenschenrechtsaktivistInnen
umzubringen, die in dem Land der

10

SoliDaritätSreiSe

„...doch wir gehen weiter!“
Bericht über die Solidaritätsreise nach Kolumbien,
4. � 19. Februar 2011
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EU-Freihandelsabkommen mit Kolumbien

Vom Assoziations- zum
Freihandelsabkommen
Am 19. Mai 2010 wurde das Frei-
handelsabkommen zwischen Peru,
Kolumbien und der Europäischen
Union (EU) auf dem EU-Lateiname-
rika-Gipfel in Madrid unterzeichnet.
Damit es in Kraft treten kann, müs-
sen jedoch das Europäische Parla-
ment sowie der kolumbianische und
der peruanische Kongress noch
zustimmen. Auch die nationalen
Parlamente der EU-Mitgliedsstaaten
werden aller Voraussicht nach über
das Abkommen abstimmen.

Die entscheidende parlamentarische
Debatte um die Ratifizierung wird im
Frühjahr 2011 erwartet. Das jetzt
vorliegende Freihandelsabkommen
ist das Ergebnis mehrjähriger Ver-
handlungen, die anfangs ein soge-
nanntes Assoziationsabkommen mit
Bolivien, Peru, Ekuador und Kolum-
bien zum Ziel hatten. Neben dem
eigentlichen Herzstück – dem Frei-
handel – ging es um die Förderung
des politischen Dialogs und um Ent-
wicklungszusammenarbeit.

Schnell zeichneten sich aber unter-
schiedliche Auffassungen über Inhalt
und Ziele des Abkommens ab. Eine

Einigung mit den vier Andenländern
erschien der EU nicht möglich. Sie
schloss daraufhin Bolivien von den
Verhandlungen aus. Mit Kolumbien,
Peru und Ecuador wurde zwar wei-
ter verhandelt – jetzt allerdings ging
es der EU nur noch um ein Han-
delsabkommen. Die beiden anderen
im Assoziationsabkommen vorgese-
henen Säulen fielen vollständig
unter den Tisch. Ecuador zog sich
deshalb im Juli 2009 aus den Ge-
sprächen zurück.

Gefährliche Ausgangslage:
Menschenrechtsverletzungen
in Kolumbien
In Kolumbien kommt es seit Jahr-
zehnten zu systematischen Ver-
letzungen der Menschenrechte:

Zwangsvertreibungen, Morde an
GewerkschafterInnen, extralegale
Hinrichtungen, Folter und das „Ver-
schwindenlassen“ sozialer AktivistIn-
nen sind weit verbreitet. Während
der Präsidentschaft von Alvaro Uribe
(2002 - 2010) ist zwar die Anzahl der
Massaker zurückgegangen, für Men-
schenrechtsverteidigerInnen und so-
ziale Führungskräfte verschärfte
sich die Situation jedoch durch ge-
zielte Bedrohungen, Verleumdungen
oder gar Mord.

An einem bedeutenden Teil der Men-
schenrechtsverletzungen waren und
sind Polizei und Militär direkt oder in-
direkt über Allianzen mit paramilitäri-
schen Gruppierungen beteiligt. Aber
auch die gegen die Regierung käm-
pfende Guerilla verübt weiterhin
systematisch Menschenrechtsver-
letzungen und wird ebenfalls für
Morde, Entführungen, Zwangsrekru-
tierung und Vertreibungen verant-
wortlich gemacht. Die tiefe Ver-
strickung des Staates in die syste-
matischen Verletzungen der Men-
schenrechte wurde insbesondere
durch zwei Skandale belegt: Die Auf-
deckung des Para-política-Skandals
2006 legte die engen Verbindungen
von Mitgliedern des kolumbiani-
schen Parlaments und lokalen Amts-
trägern mit den Paramilitärs offen.
Auch der direkt dem Präsidenten
unterstehende Geheimdienst DAS
ging und geht mit kriminellen Prakti-
ken gegen Oppositionelle im In- und
Ausland vor.

Zu diesem Schluss kam 2010 die
kolumbianische Staatsanwaltschaft
nach entsprechenden Recherchen.

Für GewerkschafterInnen ist Kolum-
bien nach wie vor das gefährlichste
Land der Erde. Allein in den letzten
beiden Jahren wurden in Kolumbien
fast 100 GewerkschafterInnen um-
gebracht.

Diese Gewalt ist eng verbunden mit
den alltäglichen, gewerkschaftsfeind-
lichen Praktiken in den Betrieben.
Die am weitesten verbreitete Men-
schenrechtsverletzung in Kolumbien
ist die gewaltsame Vertreibung. Seit
1985 wurden über 4,6 Millionen
Menschen – ein Zehntel der Bevö-
lkerung Kolumbiens – zumeist von
paramilitärischen Gruppen gewalt-
sam vertrieben. Ein Großteil der
Opfer war dabei im rechtmäßigen
Besitz von Land. In einigen Re-
gionen ist der direkte Zusammen-
hang zwischen Vertreibung und wirt-
schaftlichen Interessen offensicht-
lich: Das geraubte Land dient dort
vorwiegend der expandierenden
Viehwirtschaft, dem Abbau von Roh-

Veranstaltung zu „EU-Freihandelsabkommen mit Kolumbien: Menschenrechte oder
Konzerninteressen – auf welcher Seite steht Österreich, auf welcher Seite steht

Europa?“ am 30. März 2011 mit Strickner/Attac, Regner/SPÖ, Leonhard/Mod.,
Garay/kol. Rechtsanwältin, Tovar/kol. Gewerkschafterin, Schwentner/Grüne,
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stoffen wie etwa Kohle oder Gold,
oder es werden Ölpalmen, Zucker-
rohr und Kakao auf agroindustriellen
Plantagen angebaut. Der neue Prä-
sident Juan Manuel Santos, der im
August 2010 sein Amt angetreten
hat, scheint zwar mehr auf Dialog zu
setzen – hat er doch drei Gesetzes-
vorschläge zur Lösung der Vertrei-
bungs- und Landproblematik sowie
der Frage der Entschädigung der
Opfer vorgelegt. Allerdings sind die-
se weder weitreichend genug, noch
wurden die Betroffenen bei der Ent-
wicklung mit einbezogen. Außerdem
ist die Zahl der Massaker seit August
2010 wieder dramatisch angestie-
gen. Für den Schutz der Kleinbäue-
rinnen und -bauern und der Ver-
triebenen gibt es bisher seitens der
Regierung noch keine Antworten.

Das Freihandelsabkommen
und seine Folgen
Den Handel mit einem Land auszu-
weiten, in dem wirtschaftliche Aktivi-
täten so häufig mit massiven Men-
schenrechtsverletzungen einherge-
hen, ist höchst problematisch.

Tatsächlich befürchten nicht nur
kolumbianische Menschenrechtsor-
ganisationen, dass die Umsetzung
des Freihandelsabkommens die
Menschenrechtslage in ihrem Land
weiter verschlechtern wird. Um vor
allem Investoren aus dem Agrar-,
Bergbau- und Energiesektor anzu-
locken, sollen durch das Abkommen
Handelshemmnisse abgebaut und
die Rechtssicherheit für Investoren
verbessert werden. Die hierfür wirt-
schaftlich interessanten Flächen lie-
gen fast immer – in manchen Fällen
bis zu 50 Prozent – auf Territorien
indigener und afrokolumbianischer
Gemeinschaften. Die Durchführung
von Megaprojekten findet jedoch in
der Regel ohne deren freie, vorheri-
ge und informierte Zustimmung“
statt – die laut UN-Erklärung der
Rechte für indigene Völker erforder-
lich wäre. Allein für den Bergbau soll
sich die bisherige Fläche verzehnfa-
chen – hierdurch könnten beispiel-
weise Vertreibungen und der Druck
auf die Kleinbauern, ihr Land billig zu
verkaufen, massiv zunehmen. Das
Freihandelsabkommen dokumen-
tiert zudem nicht nur das Scheitern
des zunächst angestrebten biregio-
nalen Assoziationsabkommens. Es
wird auch die Konflikte innerhalb der

Andengemeinschaft verschärfen
und die Bemühungen um eine ver-
tiefte regionale Integration erschwe-
ren. Weiterhin wird das Abkommen
die traditionelle Arbeitsteilung zwi-
schen den europäischen Industrie-
staaten und den lateinamerikani-
schen Rohstofflieferanten verfesti-
gen, wie folgende Beispiele verdeut-
lichen.

Liberalisierung
des Güterhandels
Vordergründig öffnet sich die EU für
Agrargüter-Importe aus den Anden:
Rohes Palmöl wird Zollfreiheit ge-
nießen, der Zoll auf Bananen soll bis
2020 kontinuierlich sinken, die zoll-
freien Kontingente für Zucker und
Rindfleisch wachsen. Auch Ethanol
und Biodiesel erhalten freien Markt-
zugang. Diese Vergünstigungen
könnten der Landbevölkerung Ko-
lumbiens allerdings eher schaden
als nutzen:

Wird nämlich die Landnahme für die
Produktion dieser flächenintensiven
Agrarexportgüter weiter vorangetrie-
ben, ist mit einer Zunahme der ge-
waltsamen Landkonflikte und einem
größeren Druck auf die Klein-
bäuerinnen und -bauern zu rechnen.
Für Palmplantagen beispielsweise
wächst der Flächenbedarf schon
jetzt rasant – auch wegen des stei-
genden Bedarfs aus Deutschland.
Mit einemAnteil von rund 40 Prozent
sind deutsche Firmen zurzeit Haupt-
abnehmer der Palmöl-Exporte.

Hinzu kommt, dass die Liberalisie-
rungspflicht auch für Kolumbien gilt.

Für Milch und Milchprodukte zum
Beispiel muss Kolumbien seinen
Markt binnen 15 Jahren nach Inkraft-
treten des Abkommens vollständig
öffnen. Exporteure aus der EU kön-
nen dann ihre Milchprodukte zoll-
und quotenfrei auf den kolumbiani-
schen Markt bringen. In dem Anden-
land wären dann viele kleinbäuerli-
che ViehhalterInnen vom Bankrott
bedroht, wie in anderen Ländern des
Südens auch. Sie werden kaum in
der Lage sein, dem durch die Milch-
importe forcierten Wettbewerb
standzuhalten.

Dienstleistungen und
Investitionen
Das Abkommen sieht für viele

Dienstleistungsbereiche weitrei-
chende Liberalisierungen vor, etwa
beim Kapitalverkehr. So soll
Kolumbien europäischen Investoren
grundsätzlich einen freien
Kapitalfluss sicherstellen. Dies
ermöglicht ihnen nicht nur einen rei-
bungslosen Gewinntransfer, auch
Kontrollen, die dem abrupten
Kapitalabzug in Krisenzeiten vorbeu-
gen würden, werden so verhindert.
Von Liberalisierungen in anderen
Bereichen werden insbesondere
spanische Unternehmen profitieren,
die schon heute bestimmte Kern-
sektoren in Kolumbien dominieren:

Zum Beispiel Telefónica in der Tele-
kommunikation, Endesa im Bereich
Energie, Repsol im Öl- oder Aguas
de Barcelona im Wassersektor so-
wie die Banco Santander im Ban-
kenwesen. Mit Zugeständnissen
beim Marktzugang und der Inländer-
behandlung ist Kolumbien der EU
auch bei der Niederlassung von
Investoren in der Land- und Forst-
wirtschaft sowie im Bergbau- und
Ölsektor weit entgegengekommen.
Dies wird auch deutschen Firmen
zugutekommen, welche schon jetzt
in hohem Maße Rohstoffe aus Ko-
lumbien importieren. So ist Kolum-
bien beispielsweise der zweitwich-
tigste Kohlelieferant Deutschlands.
Insgesamt stärkt das Abkommen
den Investorenschutz in erhebli-
chem Maße, denn die Europäische
Union könnte etwaige Verstöße ge-
gen die Gleichbehandlungsgrund-
sätze vor den Streitschlichtungsme-
chanismus des Vertrages bringen
und Kompensationen verlangen
oder durch den Vertrag gewährte
Handelsvergünstigungen aussetzen.

Unternehmen werden dadurch
Rechte gewährt, ohne dass ihnen
gleichermaßen Pflichten auferlegt
werden, wie etwa Arbeits- und Um-
weltstandards. Der kolumbianische
Staat verliert so wichtigen politi-
schen Handlungsspielraum, bei-
spielsweise in Bezug auf die Förde-
rung lokaler Investoren, Produzen-
ten und Produkte.

Geistige Eigentumsrechte
Das Freihandelsabkommen dehnt
den Schutz geistigen Eigentums
aus. Was auf den ersten Blick positiv
klingt, entpuppt sich schnell als Be-
drohung beispielsweise für den Zu-
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gang zu Medikamenten und Saat-
gut. Das Abkommen beinhaltet eine
fünfjährige Sonderschutzfrist für
Testdaten von transnationalen Phar-
makonzernen. Dieser Schutz verlän-
gert ihr Monopol, denn die einheimi-
schen Hersteller von Generika müs-
sten zuerst alle Testreihen nochmals
wiederholen. Die Zulassung preis-
günstigerer Nachahmer - Medika-
mente wird so erheblich behindert.

Das UN-Komitee für wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte warnt
daher vor einemAnstieg der Medika-
mentenpreise und sieht das Recht
auf Gesundheit, insbesondere bei
Niedrigeinkommensgruppen, beein-
trächtigt. Die Verschärfung geistiger
Eigentumsrechte wird auch den Zu-
gang von Bäuerinnen und Bauern zu
Saatgut einschränken. Bisher si-
chert der Nachbau, Tausch und Wei-
terverkauf von Saatgut nicht nur die
Sortenvielfalt der Kulturpflanzen,
sondern auch den Lebensunterhalt
von bäuerlichen Gemeinschaften.
Durch die vorgesehene Stärkung der
Rechte kommerzieller Züchter ist
dieses traditionelle Saatgutsystem
bedroht:

Die Erzeugung und Vermehrung ei-
gentumsrechtlich geschützten Saat-
gutes ist dann nur noch mit der –
kostenpflichtigen – Zustimmung der
kommerziellen Züchter erlaubt.

Nutznießer dürften vor allem die
europäischen Konzerne der Saat-
gutindustrie sein, wie etwa der deut-
sche transnationale Konzern Bayer
CropScience, der in Kolumbien
Saatgut und Pflanzenschutzmittel
produziert und vertreibt. Die Anden
sind einer der Hot Spots der Biodi-
versität der Erde:
Hier kommen knapp zehn Prozent
aller weltweit vorhandenen Pflanzen-
arten vor. Indigene und lokale Ge-
meinschaften der Andenländer verfü-
gen über ein reiches traditionelles
Wissen der Heil- und Medizinalpflan-
zen. Dies weckt Begehrlichkeiten der
Pharma- und Biotechindustrie.

Das Freihandelsabkommen kommt
diesen entgegen und verlangt von
Kolumbien, die Beantragung von
Patenten auf biologisches und bio-
chemisches Material zu vereinfa-
chen. Grundlage hierfür ist der inter-
nationale „Budapester Vertrag“ von

1977, der es Unternehmen ermög-
licht, Pflanzen und Mikroorganismen
quasi als eigene Erfindung zu dekla-
rieren und patentrechtlich schützen
zu lassen. Dadurch können diese
Unternehmen z. B. Heilpflanzen mit-
tels Patentierung exklusiv nutzen
und verwerten, ohne die lokalen,
meist indigenen Gemeinschaften an
den Profiten beteiligen zu müssen.

Zahnlose Sozial- und Umwelt-
standards nutzen niemandem
Ein entscheidender Mangel des
Freihandelsabkommens ist die
Schwächung der Sanktionsmöglich-
keiten insbesondere bei Streitfragen
zu Arbeits- und Umweltstandards.

Während das Abkommen die Men-
schenrechte, wie sie in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte
niedergelegt sind, als „essenzielles
Element“ anerkennt, ist dies für
Arbeits- und Umweltstandards, etwa
die ILO-Kernarbeitsnormen, nicht
der Fall. Verletzungen dieser Stan-
dards sind somit vom vorgesehenen
Streitschlichtungsmechanismus aus-
genommen, und Sanktionen wie die
zeitweise Aussetzung von Zollver-
günstigungen oder gar des gesam-
ten Abkommens können so nicht an-
gewendet werden. Selbst Beschwer-
den über Menschenrechtsverletzun-
gen können lediglich einem Rat für
Handel und nachhaltige Entwicklung
vorgetragen werden – einem Gre-
mium, dessen Beschlüsse keinen
verbindlichen Charakter haben. Zu-
dem können nichtstaatliche Akteure
diesen Rat nicht anrufen. Da bleibt
das Exklusivrecht der beteiligten
Regierungen. In Wirklichkeit bedeu-
tet das Freihandelsabkommen einen
Rückschritt hinter bereits bestehen-
den Sanktionsmöglichkeiten. Denn
über das sogenannte Allgemeine
Präferenzsystem (APS) hat die EU
bereits heute die Möglichkeit, bei
schweren und systematischen Ver-
stößen Kolumbiens gegen men-
schen- und arbeitsrechtliche Kon-
ventionen oder gegen internationale
Umweltabkommen Handelsvergüns-
tigungen zeitweise auszusetzen.

Die Wirkung ist zweifelhaft, da die
EU diese Möglichkeit bislang nicht
genutzt hat. Mit dem Inkrafttreten
des Freihandelsabkommens aber
würden das APS und damit seine im-
merhin theoretischen Sanktions-

möglichkeiten gegenüber Kolumbien
ihre Gültigkeit verlieren. Die vorge-
sehenen Sozial- und Umweltstan-
dards des Abkommens würden so-
mit vollends zum zahnlosen Papier-
tiger.

Ratifizierung stoppen
Es liegt auf der Hand: Das Freihan-
delsabkommen wird vor allem euro-
päischen und kolumbianischen Groß-
Unternehmen sowie der kolumbia-
nischen Agrarindustrie nutzen.

Zudem besteht die Gefahr, dass das
Freihandelsabkommen die regionale
Integration der Andenländer untermi-
nieren und die Ausbeutung ihrer na-
türlichen Ressourcen sowie die Pri-
vatisierung öffentlicher Güter be-
schleunigen wird. Die soziale Kluft
könnte vergrößert und die Möglich-
keiten einer eigenständigen Entwick-
lung würden massiv behindert wer-
den. Das Abkommen weist insge-
samt erhebliche soziale und ökologi-
sche Risiken und einen Mangel an
effektiven Sanktionsmaßnahmen bei
Verstößen gegen internationale Nor-
men auf. Es ignoriert die prekäre La-
ge der Menschenrechte in Kolum-
bien ebenso wie die Forderung nach
einer Beteiligung der Zivilgesell-
schaft. Bei Gewerkschaften, sozia-
len Bewegungen und Nichtregie-
rungsorganisationen stößt das Frei-
handelsabkommen daher auf breite
Ablehnung.

Im November 2009 gaben über 200
Organisationen aus den Andenlän-
dern und Europa eine gemeinsame
Erklärung heraus, in der sie die Aus-
setzung der Verhandlungen fordern.
Dass dies nicht ganz aussichtslos
ist, zeigen Beispiele aus den USA,
Norwegen und Belgien, wo ähnliche
Verträge insbesondere wegen der
prekären Menschenrechtssituation
in Kolumbien verhindert werden
konnten.

Marco Klemmt

Quelle:
ht tp: / /amerika21.de/ termin/ -
2011/03/26018/geschaeftsinteres-
sen basierend auf:
„Die zweite Eroberung? Das EU-
Freihandelsabkommen mit Ko-
lumbien und Peru?“ von Thomas
Fritz, Hg. FDCL und TNI,
September 2010
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Ein Aufruf zu Wahrheit und Frieden

Am 21. Februar diesen Jahres stellte
der ex-Präsident Kolumbiens Uribe
Vélez über Twitter die Integrität und
das ethische Engagement unseres
internationalen Präsidenten in Frage
und beschuldigt ihn, Aufträge für die
FARC zu erledigen, „ein verleumderi-
scher Nobelpreisträger im Dienst
kolumbianischer Terroristen zu sein“
und stellte die Frage „Sind Sie
Friedensnobelpreisträger?“
Diese Äußerungen kommen zu frü-
heren hinzu, die Uribe im Jahr 2010
machte, als er A.P. Esquivel als „nütz-
lichen Idioten“ bezeichnete. In den 37
Jahren seines durch die aktive Ge-
waltfreiheit geprägten Engagements
an der Seite der lateinamerikani-
schen Völker hat SERPAJ dafür ge-
kämpft, die strukturellen Ursachen
der Gewalt sichtbar zu machen, die
Völker und Menschen an den Rand
drängen, unterdrücken und aussch-
ließen.

Den Aufbau des Friedens als
Frucht von Gerechtigkeit
Adolfo Pérez Esquivel ist seit je eine
Leitfigur auf der Suche nach politi-
schen und sozialen Veränderungen,
die unabhängig von Grenzen und
Staaten für alle als eine unauflösli-
chen Einheit zu Friede und Gerech-
tigkeit führen. In Kolumbien haben
wir das Leiden der direkten Opfer ei-
nes bewaffneten Konflikts festge-
stellt, - ergänzt: in Kolumbien der
trotz der Bekundungen gutem Wil-
lens seitens der Internationalen Ge-
meinschaft andauert. - Milliarden von
Dollar werden in Militärpläne gegen
den „Anti-Drogenkrieg“ investiert und
Sicherheitsaufgaben werden an boo-
mende private Sicherheitsfirmen
übertragen - in Kolumbien und in der
ganzen Region - als handle es sich
dabei um gute Praktiken.
Wir unterstreichen die Aussagen, die
der Friedensnobelpreisträger beim
Treffen „Frieden schaffen in Kolum-
bien“ machte, als er sagte: „Unter
den Faktoren, die das Vorankommen
der Friedensbemühungen in Kolum-
bien erschweren, sind die Straflosig-
keit für die Verbrechen gegen die
Menschheit, die Situation des Para-
militarismus, die weiterhin besteht,
und die Verantwortung der Vereinig-
ten Staaten zu nennen“.

Weit davon entfernt, die gewalttäti-
gen Angriffe der einen oder anderen
Seite des Konflikts rechtfertigen zu
wollen, betonen wir die Verletzung
des Rechts auf Frieden, Souveränität
und Selbsbestimmung, die das ko-
lumbianische Volk seit fast sechs
Jahrzehnten erleidet. Wir können je-
doch nicht darauf verzichten, den
Staat für die Nicht-Einhaltung seiner
Verpflichtungen im Bereich Men-
schenrechte verantwortlich zu ma-
chen. Noch schwerwiegender ist,
dass die Regierung mit dem Ziel
oder unter dem Vorwand bewaffnete
Gruppen zu bekämpfen extrem ge-
walttätige Institutionen aufbaut, die
Polizisten, Militärs und Politiker ein-
beziehen. Ohne Zweifel war die Poli-
tik des Paramilitarismus das ent-
scheidende Element für die Massa-
ker, Auftragsmorde und erzwungene
Vertreibung von Millionen Kolumbia-
nerInnen.

SERPAJ-Lateinamerika ist davon
überzeugt, dass die gewalttätigen
Äußerungen und diffamatorischen
Aussagen gegen unsere Führungs-
persönlichkeit, einer integren Per-
sönlichkeit, die Synonym für die Übe-
reinstimmung von Rede und Han-
deln für den Frieden ist, nur die Mei-
nung festigen wird, die die internatio-
nale Gemeinschaft von Uribe Vélez
hat. Während seiner Regierungszeit
wurden durch Handlungen und/oder
Unterlassungen zahlreiche Men-
schenrechtsverletzungen begangen,
die sich gegen sein eigenes Volk
richteten. Da er nicht in der Lage war,
diese Grausamkeiten zu verbergen
oder zu rechtfertigen, hat er sich da-

zu entschlossen all jene einzu-
schüchtern, zu kriminalisieren und
gerichtlich zu verfolgen, die dieses
Tun sichtbar machen.

SERPAJ-Lateinamerika ist über-
zeugt, dass die antagonistische Lo-
gik, die darin besteht, Anders-
denkende zu Feinden oder Terroris-
ten zu erklären, auf unserem Konti-
nent Spuren hinterlassen hat, die
noch heute das demokratische Zu-
sammenleben erschweren. Weit da-
von entfernt Bedingungen für den
Frieden zu schaffen, erzeugen ge-
walttätige Lösungen, die „den Feind
auslöschen“ wollen, von einem kaum
zu verbergenden Interesse den Kon-
flikt verlängern zu wollen, um daraus
persönlichen Nutzen zu ziehen.

Wir laden alle friedensstiftenden und
friedensverteidigenden Menschen -
von nah und fern, aus Lateinamerika
und der Welt ein, sich dieser Erklä-
rung anzuschließen und den kolum-
bianischen Staat aufzufordern, ohne
weiteren Aufschub den Prozess, der
zu Wahrheit und Gerechtigkeit führt,
in Angriff zu nehmen und die an-
dauernden Verbrechen und Übergriffe
aufzuklären.

Quelle und Kontakt:
Servicio Paz y Justicia en América
Latina - CLA,
Gustavo Cabrera Vega
E-Mail: serpajal@racsa.co.cr
Ana Juanche
E-Mail: a.juanche@hotmail.com
www.serpajamericalatina.org

Stellungnahme und Kampagne der lateinamerikanischen Schwesterorganisation des Internationalen Ver-
söhnungsbundes (IFOR) zu Anschuldigungen gegen Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel.

v.l.n.r.: 50 Jahrfeier (2003) mit Chantal Razafindranovy, Mairead Corrigan Maguire,,
Adolfo Pérez Esquivel und Hildegard Goss-Mayr, Foto: Versöhnungsbund



Straflosigkeit für faire und vor allem
durchgeführte Prozesse kämpfen
und für das Recht auf das Recht,
die Menschenrechte zu verteidi-
gen. Mutig zu sein, aufzustehen
und für die fundamentalen Men-
schenrechte einzutreten, wird leicht
zum eigenen Todesurteil. „Drohun-
gen stehen auf der Tagesordnung“,
erzählt uns Matilda*, eine Men-
schenrechtsaktivistin aus Bogotá,
„doch wir haben keine Angst, keine
Angst vor dem Leben, keine Angst
vor der Wahrheit.“ Morde, die alter-
native Führungspersönlichkeiten
dieser Art zum Schweigen bringen
sollen, sind gang und gäbe. 

Bedrückend, überwältigend,
manchmal beinahe unglaublich
sind die Fakten dieses von Gewalt
durchzogenen Landes, in dem sich
die Gewalt zum Teil als Selbstver-
ständlichkeit in den Köpfen vieler
Menschen eingenistet hat. Doch
immer wieder dieser Satz, in so vie-
len Treffen und Begegnungen mit
Menschen in Bogotá und Medellín :
„Pero seguimos adelante.“- Aber
wir gehen weiter. 

In verschiedensten Treffen beein-
drucken uns GewerkschafterInnen,
Abgeordnete des POLO Democrá-
tico, einer Oppositionspartei, An -
wältInnen, die Klagen gegen Multi-
nationale Konzerne vorbereiten,
Organisationen, die die Möglichkeit
der Wehrdienstverweigerung zu
erreichen und stärken versuchen,
ein Jugend-Netz, das Alternativen
zur Gewalt anbietet, Arbeitsge-
meinschaften von Kleinbauern und
viele andere mehr. 

Nach Tagen voller Input und
Begegnungen in den Städten fah-
ren wir das erste Mal weiter aufs
Land, die wundervolle üppige
Landschaft, die sanften Rücken der
grünen, vollbewachsenen Hügel
genießend. Militäruniformen und
Panzer am Weg sind es, die uns
immer wieder die Realität vor
Augen führen. 

„...doch das Leben geht weiter, und
ich schlafe seit einigen Monaten
auch nicht mehr aus Angst unter
dem Bett“, sagt Eva* am Ende
eines berührendes Gesprächs. Sie
wurde – wie fast 100% der Klein-
bauern im Osten Antioquiens – von
ihrem Land vertrieben und zählt
somit zu den vier Millionen Binnen-
flüchtlingen im Land – weltweit
steht Kolumbien an zweiter Stelle
der Anzahl der Internen Vertriebe-
nen, nach dem Sudan.Weltweit ist
es das am stärksten verminte
Land, einer von vielen Möglichkei-
ten der Landvertreibung.3 Binnen-
flüchtlinge in Kolumbien erhalten
vom Staat lediglich einen Bruchteil
der Unterstützung, die demobili-
sierte Paramilitärs seit dem „ley de
justicia y paz“ (Gesetz für Gerech-
tigkeit und Frieden) zur Wiederein-
gliederung in die Gesellschaft be -
kommen – für kürzere Zeit und
weitaus geringere Summen. Der
Prozess der Demobilisierung erfüllt
jedoch auch laut internationalen
Organisationen wie Amnesty Inter-
national nicht die internationalen
Standards bezüglich der Rechte
von Opfern auf Wahrheit, Gerech-
tigkeit und Wiedergutmachung;
rund 90% derjenigen, die demobili-
siert wurden, entgehen weiterhin

einer tatsächlichen Strafverfolgung
und viele davon haben sich erneut
militarisiert. Im Jahresbericht von
Amnesty 2010 heißt es: „Von 4 bis
6 Mio. Hektar Land, das sich Para-
militärs widerrechtlich angeeignet
hatten, gaben nur einige wenige
einen kleinen Teil zurück. Es wurde
je doch befürchtet, dass ein Teil die-
ses Landes erneut unter die Kon-
trolle paramilitärischer Gruppen
oder ihrer Hintermänner fallen
könnte. Einige der wenigen ur -
sprüng lichen Eigentümer, die ihr
Land zu rückerhielten, wurden be -
droht oder getötet. Opfer oder
deren Angehörige, die am Prozess
für Gerechtigkeit und Frieden teil-
nahmen, wurden bedroht und getö-
tet. Dies hielt viele Opfer davon ab,
am Prozess teilzunehmen. Auch
Personen, die sie begleiteten, und
Justizbeamte, die Menschen-
rechtsverletzungen untersuchten,
waren von Drohungen und Tötun-
gen betroffen.“4

Es macht uns sprachlos, diese
Widersprüche und Zusammenhän-
ge zu hören. In einem Treffen mit
ca. 30 Campesinos aus der Ge -
gend von Antioquien stellen wir die
Frage, wer sich vom Bürgemeister
repräsentiert fühlt. Bewegungslose
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Stille nach einer unerhört scheinen-
den Frage. Niemand. 

Es macht uns betroffen, immer
mehr zu verstehen, WIE groß die
Kluft zwischen dem kolumbiani-
schen Staat und dem Großteil sei-
ner BürgerInnen zu sein scheint.
Wie sehr der neue Präsident Juán
Manuel Santos die gleiche Politik
wie sein Vorgänger Àlvaro Uribe
weiterführt – wenn auch in ande-
rem Ton. Wie sehr er den Multis die
Türen öffnet, um die Rohstoffreich-
tümer aus dem Land zu tragen,
auch wenn in den Medien nur von
seinem „ley de la restricción de tier-
ra“, dem Gesetz der Landumvertei-
lung, zu hören ist. Dass die geord-
nete Rückgabe von Land an Ver-
triebene auch den Multis in die
Hände spielt, die geregelte Landti-
tel brauchen, um Land überhaupt
erst kaufen zu können, steht wiede-
rum nicht in der Zeitung – kein
Wunder, eine der großen Tageszei-
tungen ist ja auch im Besitz von
Santos' Familie. 

Ja, und auch kein Wunder, dass
der österreichische Botschafter wie
auch der EU-Repräsentant in
Kolumbien liebend gerne der Zu -
kunft mit dem (ausgehandelten,
doch noch nicht unterzeichneten)
Freihandelsabkommen EU-Kolum-
bien entgegenschauen, wie wir uns
vor Ort traurig überzeugen können
– es hängt immer davon ab, wes -
sen Perspektive man wählt. 

Nach mehr als der Hälfte unseres
Aufenthalts in Kolumbien meinen
wir, uns an die ständige Präsenz
von uniformiertem Militär an den
Straßenecken einigermaßen ge -
wöhnt zu haben. Und doch über-
kommt uns erneut dieses beklem-
mende Gefühl der drohenden Ge -
fahr, wenn wir beim Aufstieg nach
La Unión, einem der Dörfer der
Friedensgemeinde, an über 15 Mili-
tärs innerhalb von wenigen Minu-
ten vorbeigehen müssen. 

„Frieden ist für uns nicht, von
schussbereiten Militärs bewacht zu
werden. Frieden ist für uns, ohne
Angst vor den Nachbarn leben zu
können – ohne Waffen“, erzählt
Pete* aus der Friedensgemeinde.
In vier Tagen haben wir die Gele-
genheit, dieses erstaunliche Pro-
jekt kennenzulernen: 1997, nach
massiven Vertreibungen durch Pa -
ramilitärs, schlossen sich Campesi-
nos der Gegend von Urabá zusam-
men und gründeten die Comunidad
de Paz de San José de Apartadó
(Friedensgemeinde von San José
de Apartadó). Am Eingang sind ihre
Grundsätze zu lesen: 

l Teilnahme an der Gemeinschafts-
arbeit
l NEIN zu Ungerechtigkeit und zur
Straflosigkeit
l Keine Teilnahme im Krieg - weder
direkt noch indirekt
l Kein Tragen von Waffen
l Keine Informationsweitergabe an
- egal welche - bewaffnete Akteure

Ein zukunftsweisendes „Projekt
des Lebens“, das dem „Staat des
Todes ein Dorn im Auge ist“, wie es
José*, eines der Gemeinderatsmit-
glieder, formuliert. Nach 14 Jahren
gelebter Alternative ist immer noch
kein Ende der Drohungen, der
Gewalt, der Grenzüberschreitun-
gen in Sicht. „Der Staat will uns
ausrotten“, meint J. weiter. „Ohne
die internationale Präsenz würde
es uns alle nicht mehr geben.“ Es
sind drastische Worte, die da ge -
wählt werden. Doch sie entspre-
chen der Realität in einem von
Straflosigkeit geprägten Land. Die
internationale Präsenz wirkt allein
deshalb, weil die „Gefahr“ besteht,
dass Morde nicht mehr unbestraft
und ungehört vonstatten gehen
könnten.

Uns fasziniert der Mut dieser Men-
schen, ihre leuchtenden Augen und
ihre Geschichten. Trotz Drohun-
gen, Verlust von Familienmitglie-
dern und FreundInnen etc. gehen

sie weiter ihren Weg – ihre  Wahl
für das Leben. 

Auch wir gehen weiter, zurück nach
Österreich. 

Tragen mit uns diese Geschichten
und den Wunsch der Menschen,
die Realität ins Ausland mitzuneh-
men, die jenseits der offiziellen
Medien herrscht. Roberto* in Bogo-
tá formuliert dies so: „Damit nicht
mit Kolumbien das Gleiche passiert
wie derzeit in Nordafrika: Dass die
Weltbevölkerung nach 30 Jahren
aufwacht und feststellt: Was? Hier
gibt’s bewaffneten Kampf? Hab ich
ja gar nicht gewusst! Schreck -
lich...“. 

Tragen mit uns ein Stück der Hoff-
nung dieser Menschen, dass die-
ses wunderschöne Land und seine
Menschen Frieden finden werden. 

seguimos adelante

mIra hurch

Mitglied der Delegationsgruppe
aus Österreich

* Alle mit einem * versehenen Namen
wurden aus Sicherheitsgründen geän-
dert.

1) Die Zahlen stammen aus Mitschrif-
ten von Gesprächen in Kolumbien.

2) 2005 eingeführte Bezeichnung für
„bandas criminales“, kriminelle Grup-
pen. Diese sind zu großen Teilen aus
ehemaligen Paramilitärs hervorgegan-
gen. In der Illegalität erlebten sie eine
neue Blütezeit; zu Verbindungen zwi-
schen kolumbianischem Militär und
Paramilitärs/BACRIM gibt es eine Rei-
he von Untersuchungen.

3) Amnesty International: Leave us in
peace. Targeting civilians in Colombia-
n's internal armed conflict, London
2008

4) Amnesty International Report 2010.
Zur weltweiten Lage der Menschen-
rechte, Frankfurt am Main 2010, S. 256
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1. strafe muss nicht sein

Sie ist keine notwendige Konse-
quenz unrechten Tuns.

Sie heilt nicht die Wunde, die zuvor
geschlagen wurde, sondern schlägt
eine neue Wunde.
Strafe ist ein Übel. Sie gehört nicht
zur Schöpfungsordnung, auch
wenn wir uns an das Strafen eben-
so gewöhnt haben wie an Krieg
und Ausbeutung.
Beim Nachdenken über unsere
Strafbedürfnisse und die staatliche
Strafpraxis soll es deshalb nicht da -
rum gehen, bessere, im Sinne von
humaneren, Strafen zu suchen,
sondern etwas, das besser ist als
die Strafe.

2. das mittel der strafe zur über-
windung von kriminalität ist
nicht nur ein übel, sondern hält
auch nicht, was man sich von
ihm verspricht.

a. Strafe erschreckt zwar alle, die
sie trifft, die Bestraften und deren
Angehörige, aber sie schreckt nicht
ab. 

Das belegen nicht nur alle Strafta-
ten, die begangen wurden, obwohl
die Täter zuvor von der Strafbarkeit
wussten, sondern auch eine Viel-
zahl kriminologischer Studien und
Kriminalstatistiken. Soweit ein
Täter überhaupt vorher nachdenkt,
ist es die Entdeckungswahrschein-
lichkeit, die abschreckend wirkt,
nicht aber die Höhe der Strafe.

b. Strafen bessern auch nicht.

Wenn Menschen nach einer vollzo-
genen Strafe nicht rückfällig wer-
den, liegt dies oft an vielen anderen
glücklichen Umständen, die dazu
beitragen, die seelischen Wunden
der Vergangenheit und der erlitte-
nen Strafe zu überwinden: dem
eigenen starken Willen, familiären
und anderen guten Beziehungen,
einer eröffneten Lebensperspektive
etc.

c. Strafen und insbesondere Ge -
fängnisse machen unser Leben
nicht sicherer. Je länger Menschen
eingesperrt sind und die Demüti-
gung der Bestrafung erfahren,
desto schwieriger wird es für sie,
sich draußen in Freiheit wieder
zurechtzufinden und ein Leben
ohne Straftaten zu führen.
Am deutlichsten ist dies bei den
Straftätern, die auch nach Verbü-
ßung ihrer Strafe noch eine unbe-
stimmt lange Zeit in Haft bleiben
müssen.
Die Praxis der Sicherungshaft ist
unser eigenes Guantanamo.

3. die strafe dient überwiegend
anderen als den offiziell genann-
ten rationalen Zwecken:

a. zur Herrschaftssicherung gegen
oppositionelle Bestrebungen;

b. dem Vergeltungsbedürfnis der
Öffentlichkeit, welches vor allem
bei schweren Straftaten oder pro-
minenten TäterInnen durch die
Medien geschürt wird.

Wie wir aus kriminologischen Stu-
dien wissen, entspricht dieses Ver-
geltungsbedürfnis weniger dem
Rehabilitierungsinteresse der
Opfer als vielmehr einer in ihrem
Ausmaß irrationalen Verbrechens-
furcht in der Bevölkerung, derer
sich die Politik nur zu gerne be -
dient.

4. verzicht auf strafe meint dem-
gegenüber nicht einen verzicht
auf die notwendige reaktion auf
unrechtes verhalten.

Notwendig bleiben

a. die Feststellung der Verantwort-
lichkeit des/der TäterIn in einem
justizförmigen Verfahren; hierzu
gehört auch die vorangegangene
Ermittlungstätigkeit der Polizei. Die
Auseinandersetzung mit dem er -
fahrenen Unrecht ist nicht nur die
Privatsache des Opfers, sondern
steht auch in der Verantwortung
der Ge sellschaft.

b. die Vergewisserung dessen, was
Recht ist, indem der Täter sich zu
verantworten hat und das Opfer
ihm und der Allgemeinheit gegenü-
ber rehabilitiert, d. h. ins Recht ge -
setzt wird.

c. die Verpflichtung des Täters zu
Schadensersatz, zur Wiedergutma-

Im letzten Spinnrad veröffentlichten wir den Artikel von Daniela Pock “Jenseits der Gefängnismauern. Die
gesellschaftliche Bedeutung von Bestrafung und ihre Überwindung im modernen Strafvollzug”.
Ullrich Hahn hat uns unten stehenden Diskussionsbeitrag zu diesem Thema geschickt, der versucht,
Strafe als Form der Gewalt aufzuzeigen und zu ihrer Überwindung beizutragen.

Strafe muss sein! � Muss Strafe sein?
Ullrich Hahn
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chung, eventuell auch der Entzug
missbrauchter Rechte und Positio-
nen (Fahrerlaubnis, Berufserlaub-
nis etc.)

d. In Bezug auf den/die TäterIn
geht es dabei vor allem auch um
die Vermittlung von Einsicht in sein
Tun und um die notwendige Hilfe,
den – oft vorhandenen – guten
Willen bei willensschwachen Men-
schen zu stärken und zu unter -
stützen.

5. politisch muss es darum
gehen, vergehen und verbre-
chen vorzubeugen, statt sie
anschließend zu bestrafen. Dazu
gehört

a. das Streben nach sozialer Ge -
rechtigkeit, d.h. einer Gesell-
schaftsordnung, in der jeder
Mensch Anerkennung und Aufnah-
me in der Gemeinschaft erfährt und
eine Perspektive für gelingendes
Leben finden kann;

b. eine Erziehung zur Eigenverant-
wortung, z. B. auch durch Gleich-
behandlung der noch illegalen mit
den legalen Drogen und entspre-
chender Entkriminalisierung des
Betäubungsmittelrechts.

Gegen die Selbstschädigung durch
Drogenkonsum helfen keine Stra-
fen, sondern – nicht anders als bei
Nikotin und Alkohol – die Informa-
tion für die Allgemeinheit über die
darin liegenden Gefahren und im
Einzelfall sozialpädagogische,
psychotherapeutische und ärztliche
Hilfe.

6. Zur aufklärung im rahmen
einer vernünftigen kriminalpoli-
tik gehören auch

a. das Wissen darum, dass es voll-
kommene Sicherheit vor Straftaten
weder mit noch ohne Gefängnisse
gibt und

b. wir auch als unbescholtene Bür-
gerInnen dunkle Seiten in der eige-
nen Seele besitzen, die zu Projek-
tionen und dem Verlangen nach
Sündenböcken führen.

7. Die kirchen könnten eine solche
Aufklärung unterstützen, indem sie
Abschied nehmen von den Bildern
eines strafenden Gottes einerseits
und eines bösen Menschen ande-
rerseits, der als Kind schon Züchti-
gung und als Erwachsener Strafe
verdient.

Richtig dürfte sein, dass wir als
Menschen immer wieder der Ver-
gebung bedürfen, weil wir nicht alle
unsere Versprechen halten kön-
nen.

8. die vorstellung einer gesell-
schaft, die nicht mehr straft,
scheint utopisch zu sein. Mit
einer schnellen Überwindung unse-
res Strafsystems können wir des-
halb nicht rechnen, und wenn über-
haupt, dann nur in kleinen Schrit-
ten.

Hoffnung gibt allerdings das Wis-
sen darum, dass es keine Sach -
zwänge sind, die für die Aufrechter-
haltung des herkömmlichen Straf-
rechts sprechen, sondern eine
öffentliche Meinung und unsere
persönlichen Schwierigkeiten, mit
fremder und eigener Schuld und
Unrecht umzugehen. Diese sind
aber veränderbar. Dazu müssen
wir keine anderen Menschen wer-
den als wir es sind, sondern nur
bereit sein, umzudenken.

Ullrich Hahn ist Rechtsanwalt und
Präsident des deutschen Versöh-
nungsbundes 
entnommen aus:
www.versoehnungsbund.de

E
s ist für mich eine große
Ehre, dass ich berufen wur-
de, IFOR als Präsident zu

dienen. Das war we der mein Plan
noch meine Erwartung gewesen.
Ich möchte euch dafür danken,
dass ihr mir die Aufgabe anvertraut
habt, dem Internationalen Komitee
(ICOM) und IFOR vorzustehen. Es
erfüllt mich mit tiefer Dankbarkeit
und großer Freude, dass ich nun
die Gelegenheit habe, mit euch
allen in dem Vermächtnis von
Mahatma Gandhi und Dr. Martin
Luther King Jr. und vielen anderen
zu arbeiten, zusammen mit den
innovativen und mutigen Zweigen
und Gruppen aus der ganzen Welt.

Wenn wir hier beisammen sind, so
ist es deswegen, weil wir alle an die
Gewaltfreiheit glauben und für sie
Zeugnis ablegen. In diesem beson-
deren Augenblick habe ich das
Bedürfnis, ein paar Sachen zu
sagen, im Sinn von Marksteinen,
die ich setzen möchte.

Ich möchte auf drei Dinge einge-
hen:

1. Liebe, Gewaltfreiheit und Frie-
den, Gewalt und Konflikt
2. Versöhnungsbund, IFOR
3. Etwas über mich selbst (s.
Spinnrad 4/2010)

liebe, gewaltfreiheit und 
frieden, gewalt und konflikt

l Gewaltfreiheit ist eine Kraft, die
zur Liebe gehört. Gewaltfreiheit
befindet sich innerhalb der Liebe,
ist ein Teil von ihr. Liebe umschließt
die Gewaltfreiheit. Wer Gewalt aus-
übt gegen jemanden, den er oder
sie liebt, verrät in diesem Moment
die Liebe. Gewalt ist, wie Angst,
außerhalb der Liebe. Liebe ist nicht
in erster Linie etwas Sentimentales,
sie bezieht sich auf Anerkennung,
Respekt und Zärtlichkeit. Liebe bil-
det den Kern jeder Religion und
jeder religiösen Bestrebung. Dort,
wo das nicht so ist, wird Religion

14 Spinnrad 1 / 2011
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schnell instrumentalisiert und miss-
braucht zur Rechtfertigung von
Gewalt.

l Das Gegenteil von Gewalt ist
nicht Friede, sondern Zärtlichkeit.
Ebenso ist das Gegenteil von Frie-
de nicht Konflikt. Friede ist vielmehr
die Frucht von Gewaltfreiheit und
Zärlichkeit.

l Die Vermischung von Konflikt
und Gewalt, wie sie sich in den Me -
dien, religiösen Kreisen und auch
in der Friedensbewegung findet, ist
der Sache sehr wenig dienlich. All-
gemein sieht man Gewalt als die
Folge eines Konflikts an. Ein Kon-
flikt kann zwar in Gewalt ausarten.
Aber meist hat Gewalt ihre Wurzeln
in anderen Faktoren: in Gier, in der
Suche nach Macht und Profit, Un -
terhaltung und Vergnügen, oder
aber in Langeweile und Dummheit.
Konflikt ist eher etwas Natürliches
und in seiner Essenz Neutrales und
damit vielmehr das Gegenteil als
die Ursache von Gewalt.

l Während die Friedensbewe-
gung schon sehr alt ist, ist Gewalt
im Sinne von kollektiver Unord-
nung/Krankheit erst seit meiner
Generation Gegenstand der Erfor-
schung. Unsere Gesellschaft, wir
inbegriffen, arbeiten noch immer
mit denselben überholten Sichtwei-
sen, was die Bedeutung von Ge -
walt und ihrer Mechanismen be -
trifft. Gewalt verhindert die Ausein-
andersetzung mit einem Konflikt
und verhindert, dass er konstruktiv
gesehen werden kann. Deshalb
müssen wir nicht nur Gewaltfreiheit
durch Frieden und Gerechtigkeit
suchen, sondern wir müssen auf
ganz praktische Weise der Gewalt
vorbeugen und sie verhindern.

l Und zuletzt: Pazifismus hat eine
große Geschichte und es ist daher
nicht grundlos, dass KönigInnen,
HerrscherInnen, Regierungen und
Institutionen sich vor ihm fürchten.
Heutzutage jedoch haben sie
wenig Grund sich zu fürchten, weil
die gewaltfreie Bewegung kaum
spürbar ist. Sie ist da, sie existiert,
aber sie ist zersplittert und zer-
streut und weigert sich, sich wirk-
sam zu vernetzen und koordiniert
zu werden. Die Welt erinnert sich
gut an Gandhi und King und ande-
re, aber sie erinnert sich nicht
mehr, von welcher Relevanz und
welch große Herausforderung ihre
Überzeugung und Praxis war. Ich
glaube je doch, dass die Zeit für die
Gewaltfreiheit gekommen ist, nicht
weil wir dazu fähig sind ("we can"),
sondern weil sie die Zukunft ist und
die Menschen das mehr und mehr
erkennen. Nie zuvor in der
Geschichte der Menschheit wurde
Gewalt öf fentlich so angeprangert
und verurteilt wie in unserer Zeit.
Nie zuvor in der Geschichte der
Welt wurde den Opfern so viel
Stimme gegeben wie in unseren
Tagen. Lasst uns diese entschei-
dende, gefährliche, aber auch
unglaublich hoffnungsträchtige Zeit
nützen, um die Gewaltfreiheit voran
zu bringen.

der versöhnungsbund – Ifor

Der Versöhnungsbund wurzelt in
Spiritualität und wir, seine Mitglie-
der, glauben an die Kraft der akti-
ven Gewaltfreiheit und arbeiten an
ihrer Umsetzung. In all dem sind
wir, wer wir als menschliche Wesen
sind: Unvollkommene, manchmal
von Angst getragene und oft ver-
wirrte Menschen, die geliebt wer-
den wollen.

Damit wir es klar sehen: Gewaltfrei-
heit und Frieden sind nicht unser
Besitz und noch weniger die Liebe
– es ist vielmehr so, dass Liebe,
Frieden und Gewaltfreiheit uns
ergriffen haben, sie wollen, dass
wir zu ihnen gehören. So wie einige
ChristInnen das Gefühl haben, sie
besitzen die Wahrheit oder Jesus
oder die Bibel, so sind PazifistIn-
nen in Gefahr anzunehmen, dass
sie auf Gewaltfreiheit ein Monopol
haben und die Menschen fern die-
ser Bewegung für verlorene Seelen
und für nutzlos halten. Ich glaube,
dass Demut für PazifistInnen ange-
sagt ist und dass es unter den
Nicht-PazifistInnen sehr viel ge -
waltfreies und liebevolles Tun gibt.
Unsere Aufgabe ist es, das Licht in
anderen Menschen, wer immer es
sein mag, zu entdecken und zum
Leuchten zu bringen.

Das ist der Grund, warum ich mit
uns weniger tolerant bin, wenn es
darum geht, wie wir unsere institu-
tionellen und organisatorischen
Spiele spielen. Genau deswegen,
weil wir den Anspruch auf Gewalt-
freiheit als das Unsere erheben,
müssen wir absoluten Respekt,
Transparenz und Fairness von uns
verlangen und auch ausüben, in
der Weise wie wir agieren und zu -

iFor
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Einführungsrede von Hans Ulrich Gerber, Präsident
des International Fellowship of Reconciliation
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sammenarbeiten. Wir müssen
Platz machen für Spannungen und
Konflikte und sie ernst nehmen,
aber nicht zu ernst. Oft könnten wir
Konflikte und Kränkungen durch
Achtsamkeit, Feinfühligkeit und
Zuhören, aber auch durch Loslas-
sen, verhindern.

Der Versöhnungsbund hat ein gro-
ßes Vermächtnis, er beruft sich auf
große Persönlichkeiten als Mitglie-
der und Vorbilder, und seine Bot-
schaft und seine Vision ist großar-
tig, prophetisch, gewagt und riskant
wie je. Daher verdient der Versöh-
nungsbund und das, wofür er steht,
mehr Sichtbarkeit und mehr Profil
in unserer Gesellschaft.

Das Council hat gerade mehrere
neue Mitgliedsorganisationen will-
kommen geheißen. Und ich war
beeindruckt darüber, dass sie sehr
profilierte, in der Öffentlichkeit stark
sichtbare und hoch motivierte Ge -
meinschaften sind. Sie dienen uns
als Beispiel. Da ist Hoffnung für
den Versöhnungsbund! Ich war
auch sehr beeindruckt von unse-
rem Projekt Frauen als Friedens-
stifterinnen (WPP) – im Moment
habe ich den Eindruck, dass IFOR
mehr auf den Schwingen von WPP
reitet als umgekehrt. Ja, wir müs-
sen das System unseres Manage-
ments synchronisieren und unsere
Beziehung klären.

Die neuen Mitglieder machen ein-
mal mehr deutlich, dass sich die
Aktivitäten der IFOR Mitgliedsorga-
nisationen vom globalen Norden in
den globalen Süden verschieben.
Die Zweige in Schweden und den
USA gehören aus historischer Sicht

zu unseren größten. Aber wir
haben in den letzten Tagen von der
Anzahl der Menschen gehört, die in
die Projekte unserer neuen Zweige
in Afrika und Asien involviert sind.
Wir sind zwar eine globale Gemein-
schaft, aber eine Europa-zentrierte
Organisation: Büro, Angestellte,
institutionelle Handhabung. Das
kann nicht über Nacht geändert
werden. Die meisten Organisatio-
nen versagen, wenn sie sich
ändern sollen. Die, die es zustande
bringen, brauchen lange. Geduld
ist angesagt. Dieses Council war
gerade Zeuge von etwas, was
wahrscheinlich nicht weniger ist als
eine Erdrutsch-Veränderung in
Richtung Süden, was IFOR’s zah-
lenmässiges Engagement und Pro-
jektrealität betrifft.

Wir diskutierten in den letzten Ta -
gen ausführlich über die Gemein-
schaft - Netzwerk - NGO Natur von
IFOR. Klar ist, der Versöhnungs-
bund ist eine globale Körperschaft
und zeigt in manchem die Merkma-
le einer internationalen Organisa-
tion. Wie das aber leider so ist, in -
ternationalen Organisationen fehlt
Effektivität und sie leiden unter ins -
titutioneller Dysfunktion. Auch als
pazifistische Gruppe entgehen wir
diesen Übeln nicht.

Ich sehe den Bedarf, dass die
gegenwärtige gemeinschaftliche
Kultur im Versöhnungsbund vor-
sichtig durchdacht werden muss.
Das ist vor allem wichtig wegen der
Verschiebung nach Süden, aber
auch wegen einer Art von Gewohn-
heit, die ich innerhalb IFOR’s glau-

be beobachten zu können. Wann
im mer eine Lücke oder Unklarheit
auftritt, gibt es die Tendenz, schnell
eine neue Regel zu kreieren oder
eine Erweiterung des institutionel-
len Ap parats. Dabei werden die
gesamte Komplexität und die
dadurch längerfristig betroffenen
Themenbereiche zuwenig bedacht.
Bei einem intensiven Beisammen-
sein, weggeschlossen von unserer
täglichen Wirklichkeit, können wir
uns leicht verlieren in Wunschden-
ken und un realistischen Forderun-
gen. Deshalb ist es wichtig, nicht
voreilig Folgerungen zu ziehen und
sich auf Lösungen zu stürzen.

Folgende drei Prioritäten werden
die Arbeit von IFOR in den näch-
sten Monaten bestimmen:

l Evaluierung und Klärung der or -
ganisatorischen, finanziellen, be -
trieblichen und Verwaltungs- Situa-
tion. Das umfasst die Anstellungen
im internationalen Büro, die Anpas-
sung der Büroführung, die Klärung
der Beziehung zwischen dem inter-
nationalen Sekretariat und WPP
und die Konzentration auf die Kon-
solidierung und Erhöhung des Ein-
kommens von IFOR.

l Die Verbindung zu den BGAs
(Zweige, Gruppen, affiliierte Orga-
nisationen) durch die Einrichtung
und Konsolidierung des Kommuni-
kationsflusses und Austausches
wie der herzustellen.

l Das Profil und die Sichtbarkeit
von IFOR im Hinblick auf unser
100- jähriges Jubiläum zu erhöhen.
Damit werden wir uns im Zu sam -
menhang mit der Planung der Jahr-
hundertfeier 2014 und in Verbin-
dung mit dem nächsten Council
befassen.

18. November 2010 in Baarlo, NL

Übersetzung: Marion Schreiber
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Viele denken, dass ein Mensch ein
gewisses Alter, Weisheit und Erfah-
rung haben muss, um der Welt ein
anderes Gesicht zu geben. Die Re -
volution in Ägypten hat der Welt
allerdings bewiesen, dass es keine
speziellen Voraussetzungen
braucht, wenn es darum geht, Ver-
änderung zu erreichen. Statt dass
ältere ÄgypterInnen das Feuer ent-
facht hätten, war es die Jugend, die
die Nation dafür begeisterte, die
Führung herauszufordern.

Als soziale Online-Netzwerke an
Popularität gewannen, griff die Ju -
gend Ägyptens zum Internet, um
ihrer Frustration Luft zu machen
und um mit anderen, die ihre Ge -
fühle über die Autokratie der Regie-
rung, die Brutalität der Polizei und
die ständig steigende Armut der
Bevölkerung teilen, in Kontakt zu
treten. Durch diese sozialen Netz-
werke konnten junge AraberInnen
untereinander in Verbindung treten
und andere finden, die in ihrem
Land Veränderungen sehen woll-
ten. Beispielsweise baute Ahmed
Maher, nachdem er 2008 mit einem
Blog begonnen hatte, die Face-
book-Gruppe “Jugendbewegung 6.
April“ auf, um zur Unterstützung
eines landesweiten Streiks am 6.
April aufzurufen, der die zu dieser
Zeit vereinzelt stattfindenden Ar -
beitsniederlegungen, die aus Fru-
stration über die Regierung durch-
geführt wurden, stärken sollte.1

Dem Beispiel ihrer ägyptischen
KollegInnen folgend riefen junge
Menschen in Tunesien die Face-
book-Gruppe „Progressive Jugend
Tunesiens“ ins Leben, um über ihre
Frustrationen und ihre Ideen für
Veränderungen im Land zu disku-
tieren. Über dieses Online-Forum
konnten ÄgypterInnen und Tune-
sierInnen ihre Ideen und Theorien

zu Gewaltfreiheit und gewaltfreier
Aktion über die Grenzen hinweg
austauschen. In den Ideen des US-
amerikanischen politischen Frei-
denkers Gene Sharp fanden sie
eine gemeinsame Basis. Gene
Sharp legt dar, dass Gewaltfreie
Aktion in vielen Fällen angewendet
werden kann, angefangen vom
Sturz einer Diktatur bis hin zum Wi -
derstand gegen Genozid.2 Die von
Gene Sharp beschriebenen Theo-
rien und Aktionen fassten die Ge -
danken vieler ägyptischer Jugend-
licher in Worte. Nachdem ein jun-
ger Ägypter von der Polizei zu Tode
geprügelt worden war, wurde, initi-
iert von Wael Ghonim, die Face-
book-Gruppe „Wir sind alle Khalid
Said“ aufgebaut. Wael Ghonim
nutzte das Forum, um andere jun-
ge Menschen über Demokratiebe-
wegungen zu informieren. Die „Ju -
gendbewegung 6. April“ und Wael
Ghonim schlossen sich zusammen
und planten, den jährlichen Protest
zum „Tag der Polizei“, den 25. Jän-
ner, in ein Großereignis zu verwan-
deln. Diese Nachricht wurde über
die Blogs und Facebook-Gruppen
verbreitet, und so gelang es den
jungen Menschen, ein Ereignis in
einer Größe zu ermöglichen, die
selbst ihre eigenen Erwartungen
übertraf.

Zehntausende junge ÄgypterInnen
marschierten am 25. Jänner zum
Tahrir Platz und wurden dort von
der Polizei mit Tränengas und an -
deren aggressiven Maßnahmen
empfangen. Trotzdem ließen sich
die Jugendlichen nicht vertreiben
und kamen am 28. Jänner, dem
Tag des Zorns, zurück. Sie waren
darauf vorbereitet, auf alles, was
die Polizei gegen sie zu verwenden
beabsichtigte, gewaltfrei zu reagie-
ren. Diese Vorbereitungen umfas-
sten das Mitbringen von Zitronen

und Essig, um dem Tränengas ent-
gegen zu wirken, und von Panze-
rungen aus Karton und Plastikfla-
schen, um sich gegen Gummige-
schoße zu schützen. Waffen wur-
den nicht mitgebracht, sie führten
ihren Protest in gewalfreier Weise
weiter. Da die Jugendlichen trotz
Polizeigewalt nicht klein bei gaben,
konnten sie sogar noch mehr
Landsleute mobilisieren, die sich
dem Protest anschlossen. Weniger
als 1000 Menschen starben wäh-
rend der Revolution, die meisten
wurden von der Polizei getötet.
Den RevolutionärInnen gelang es
aber trotz der gegen sie ange -
wandten Gewalt, die Haltungen
und Wurzeln der Gewaltfreien Ak -
tion zu bewahren. Auf der Grundla-
ge des Studiums von Gene Sharp,
der Teilnahme einiger Organisator -
Innen an Workshops in Gewaltfrei-
heit, durchgeführt vom International
Center on Nonviolent Conflict, und
der Erforschung der Aktivitäten der
serbischen Jugendgruppe Otpor,
die eine wichtige Rolle beim Sturz
des Diktators Slobodan Milosevic
spielte, war es den ÄgypterInnen
möglich, die wesentlichen Aspekte
des gewaltfreien Protestes zu ler-
nen.3 Die Fähigkeit der Protestie-
renden, im Angesicht von Gewalt
gefasst und auf ihre Forderungen
konzentriert zu bleiben, war eines
der wichtigsten Elemente ihres
Kampfes. Indem sie nicht die ge -
waltsame und unkontrollierte Reak-
tion zeigten, die von der Regierung
erwartet worden war, boten sie kei-
nen Vorwand und keine Berechti-
gung für extreme Gewalt. Sie wus-
sten, wenn sie sich von der Regie-
rung provozieren ließen, würde
dies für ihre gewünschten Resulta-
te kontraproduktiv sein. Während
sich die OrganisatorInnen offen-
sichtlich der Gewaltfreiheit des Pro-
tests verpflichtet fühlten, mussten

ägypten
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sie sicherstellen, dass diese Bot-
schaft auch an alle, die sich dem
Protest anschließen wollten, kom-
muniziert wurde. Dank Facebook
und Twitter konnte die Botschaft
der Gewaltfreiheit leicht an die Pro-
testierenden vermittelt werden, wo -
mit der gewaltfreie Charakter trotz
der großen Zahl von Protestieren-
den aufrecht erhalten werden kon -
nte. Für die Organisator Innen war
Gewaltfreiheit nicht nur die mo -
ralisch korrekte Vorgangsweise, sie
war auch eine Voraussetzung für
den Erfolg des Protests und es war
entscheidend, dass alle Protestie-
renden dieses Gefühl teilten.

Ein anderer wichtiger Aspekt der
gewaltfreien Revolution der Ägyp-
terInnen war die Idee, Macht durch
eine steigende Anzahl von Teilneh-
menden zu erreichen. Die Ägypter -
Innen wussten, dass die Größe des
Protests von Bedeutung ist. Das ist
einer der Gründe, wa rum er über
Facebook und Twitter begann.
Durch diese sozialen Netzwerke
konnten die OranisatorInnen die
Botschaft viel schneller und an eine
viel größere Gruppe weiter leiten,
als dies über andere Formen der
Kommunikation jemals möglich ge -
wesen wäre. Auf Facebook alleine
trugen sich mehr als 100.000 Men-
schen für die Teilnahme am ersten
Protest ein. Die Jugendlichen
Ägyptens nutzten, was sie am bes -
ten kannten – das Internet – zu
ihrem Vorteil und konnten so einen
Protest in Gang setzen – erfolgrei-
cher als sie je erwartet hätten. Dar-
über hinaus ist ein Schlüssel zum
Erfolg die Fähigkeit, eine große An -
zahl von Protestierenden für die
Zeit bis zum Eintritt des Erfolgs –
wie lange das auch immer ist – auf-
recht zu erhalten, im Falle Ägyp-
tens betrug dieser Zeitraum dank
der großen Zahl von TeilnehmerIn-
nen nur 18 Tage. Ein besonders
eindruckvoller As pekt der Größe
der Revolution war, dass die Zahl
der Protestierenden im Lauf der
Revolution sogar anstieg.

Neben der Gewinnung von Zehn-
tausenden Protestierenden konn-
ten die ÄgypterInnen schlussend-
lich auch die Unterstützung des Mi -
litärs erreichen, indem sie gewalttä-
tige Konfrontationen mit ihm ver-
mieden. Die Protestierenden wur-
den angehalten, den Soldaten ge -
genüber wohlwollend zu handeln,
um ihnen zu zeigen, dass sich ihr
Protest gegen ihre FührerInnen
(speziell gegen Präsident Mubarak)
richtete und nicht gegen das Militär.
Sie berücksichtigten, dass das Mili-
tär aus ihren Landsleuten besteht,
die daher sehr wahrscheinlich mit
denselben Mühsalen umgehen
müssen wie sie selbst. Indem sie
alle Menschen des ganzen Landes
annahmen, gelang es den Demon-
strantInnen, die Unterstützung und
den Zuspruch von ÄgypterInnen
aller Gesellschaftsschichten zu ge -
winnen.

In nur 18 Tagen führte das, was als
Facebook-Austausch begonnen
hatte, zum Sturz der ägyptischen
Autokratie und der Beseitigung des
autokratischen Präsidenten, der
das Land über Dekaden regiert hat-
te, und zur Wiederherstellung der
ägyptischen Identität. Diese Bewe-
gung begann in den Händen der
Jugend, die sich wünschte, Verän-
derung ohne den Gebrauch von
Gewalt anzuregen. Die ägyptische
Revolution bewies der Welt, dass
das möglich ist, solange wir unse-
ren Werten und Motivationen treu
bleiben.

Ruby Glaser kommt aus den USA und
absolviert zur Zeit ein Praktikum im VB-
Büro im Rahmen des Institutes for the
International Education of Students.

1) http://www.nytimes.com/2011/02/14/
world/middleeast/14egypt-tunisia-protests.
html?scp=10&sq=egypt%20tunisia&st=cse
2) http://www.aeinstein.org/organizations
72b5.html
3) http://www.commonwealmagazine.org/
gandhi-nile

Übersetzung: Irmgard Ehrenberger
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österreich genehmigt überflug und
durchfuhr von kriegsgerät für die

bombardierung libyens 

Die Kleine Zeitung berichtet am 28. 3.
2011: „Bis zu 50 Maschinen überflogen
bislang die Alpen. Auch auf dem Land-
weg wird schweres Gerät transportiert:
Erst am Wochenende wurden Militär-
Lkws in großer Zahl auf der Tauernauto-
bahn gesichtet.“ Die Maschinen kamen
von US-Basen in Deutschland, aus
Norwe gen, Dänemark und Ungarn und
wurden nach Sigonella (Sizilien), Avia-
no (Friaul) und Souda (Kreta) für die
Bombardierung Libyens überstellt. Die
österreichische Regierung hat Überflug
und Durchfuhr für den Krieg achselzu -
ckend genehmigt. Der Krieg sei ja
schließlich von der UNO sanktioniert,
heißt es am Ballhausplatz, daher hin-
sichtlich Neutralität unbedenklich.

Das ist natürlich Unsinn. Ein Unsinn,
der übrigens auf den Golfkrieg von 1991
zu rückgeht. Damals beschloss die
Regierung in einer Nacht- und Nebelak-
tion eine Neuauslegung der Neutralität,
wonach UN-sanktionierte Kriege die
Neutralität aushebeln. 

Diese angebliche Vereinbarkeit von UN-
sanktionierten Kriegen und Neutralität
ist dann umso unhaltbarer, wenn der
Sicherheitsrat selbst gegen die UN-
Charta verstößt. Genau das ist bei der
Resolution 1973 zu Libyen geschehen.
So hat der UN-Sicherheitsrat nicht ein-
mal den Versuch unternommen, den
Vorwurf von „Genozid“ oder „Gefähr-
dung des Weltfriedens“ durch das liby-
sche Regime zu beweisen. Und selbst
der Wortlaut dieser Resolution wird mitt-
lerweile von der westlichen Streitmacht
zur Makulatur erklärt, denn inzwischen
ist die NATO dazu übergegangen, offen
Partei im Bürgerkrieg zu ergreifen und
die Bevölkerung, deren an geblicher
Schutz ja angestrebt wird, durch Uran-
bomben zu terrorisieren. Proteste Chi-
nas und Russlands gegen diesen Ver-
stoß gegen die UN-Resolution werden
jetzt ebenso kaltschnäuzig vom Tisch
ge wischt wie die Vermittlungsangebote
Ve ne zuelas, der Türkei und der Afrikani-
schen Union vor der Militärintervention.

Gekürzt entnommen aus: 
Solidarwerkstatt, Rundbrief 7/2011
www.solidarwerkstatt.at
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Bücher, termine
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Zweite Romaria
Solidaritätswallfahrt mit 

Flüchtlingen
30. april 2011

(5. Mai 1945: Befreiung von Mauthausen; öster-
reichischer Gedenktag gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit)

Solidaritätswallfahrt für und mit Flüchtlingen,
AsylwerberInnen und ÖsterreicherInnen: Mit
dieser Wallfahrt wollen wir ein Zeichen der Soli-
darität mit allen Schutzsuchenden in Österreich
setzen und gleichzeitig gegen die immer restrik-
tiveren Fremden- und Asylgesetze in unserem
Land, aber auch weltweit auftreten und somit
klar Stellung gegen jeglichen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit beziehen.

die wallfahrt startet um 8.00h in schwe-
chat/nö (Pfarrkirche, Hauptplatz 5)), führt über
das Sozialzentrum Zirkelweg (Flüchtlingsunter-
kunft) über die Wohngemeinschaft Abraham
des Don Bosco Flüchtlingswerks in Inzersdorf
zum Caritas Flüchtlingsheim St. Gabriel / Maria
Enzersdorfbei Mödling (19:30 politisches
Abendgebet, 21:00 Ende / Abschied)

Organisation: Pfarre Schwechat, Weltdorf St.
Gabriel der Steyler Missionare, Don Bosco
Flüchtlingswerk Austria

UnterstützerInnen: Attac Regionalgruppe Möd-
ling, Caritas Haus Amadou, Caritas Karwan
Haus, Caritas St. Gabriel, evangelische Pfarr-
gemeinde Mödling A.B., IMpulsLEBEN,
Gedenkverein KZ Nebenlager Guntrams -
dorf/Wiener Neudorf, Internationaler Versöh-
nungsbund, pfarrliches Asylnetzwerk (Pfarre
Alxingergasse, Pfarre Hernals, Pfarre St. Nepo-
muk und Pfarre Schwechat), Katholische
Jugend der ED-Wien,

links: www.pfarre-schwechat.at
www.fluechtlingswerk.at
www.weltdorf.at
www.pfarrnetzwerkasyl.at

„Romarias da terra“ sind Wallfahrten in der bra-
silianischen Landlosenbewegung, die auch zur
Stärkung der politischen Kräfte unternommen
werden. 

Die Romaria 2011 ist eine Veranstaltung im
Rahmen der Aktionstage der politischen Bil-
dung 2011

Herbstlehrgänge zur 
aktiven Gewaltfreiheit

Von September bis Dezember 2011 werden wir jeweils einen
Lehrgang in Wien und in Vorarlberg anbieten. Jeder Lehrgang
wir aus drei Wochenendmodulen mit Themen zur Gewaltfrei-
heit bestehen. 

Kosten: € 300,- bzw. € 250,- für VB-Mitglieder und Menschen
ohne Einkommen

Nähere Informationen stehen ab Mai im VB-Büro zur Ver-
fügung.

Zentrum für Friedensforschung und Frieden-
spädagogik, Alpen Adria Universität Klagen-
furt; Viktorija Ratkovic, Werner Wintersteiner
(Hrsg.): yearbook peace culture 2010: cul-
ture of peace. a concept and a campaign
revisited (in englischer Sprache); Drava Ver-
lag 2010; ISBN 978-3-85435-631-8, 287 Sei-
ten, € 27,80 

Das Jahrbuch berichtet und diskutiert die Ergebnisse der UN-
Dekade “Für eine Kultur des Friedens und der Gewaltfreiheit
für die Kinder der Welt” (2001-2010). Das UNESCO-Programm
für eine Kultur des Friedens und die Dekade selbst weckten
große Hoffnungen, die Bilanz auf politischer Ebene ist aller-
dings enttäuschend. Für substantielle Veränderungen sind ver-
stärkte Anstrengungen von Seiten der Zivilgesellschaft not-
wendig. Dazu möchte dieses Buch einen Beitrag leisten,
indem es die theoretischen und praktischen Aspekte des Kon-
zeptes für eine Kultur des Friedens aufzeigt und analysiert. Mit
Beiträgen von: David Adams, Elisabeth Augustin, Ingeborg
Breines, Claudia Brunner, Irmgard Ehrenberger, Wilfried
Graf, Olivia Guaraldo, Majda Hrzenjak, Ziva Humer, Gudrun
Kramer, Manuel Manonelles, Federico Mayor, Manuela Mesa
Peinado, Mary Lee Morrison, Augustin Nicolescou, Viktorija
Ratkovic, Danilo R. Streck, Sólon Viola, Werner Wintersteiner
und Biao Yang.

Hildegard Goss-Mayr - Jo Hanssens: Jean
goss. mystique et militant de la non-violen-
ce; Éditions Fidélité, 2010.

Rechtzeitig zum 20. Todestag von Jean Goss (3.
April 1991) ist dieses Buch über sein Lebens-
werk und die spirituellen Wurzeln für sein
gewaltfreies Engagement erschienen. Alle, die
des Französischen nicht mächtig sind, seien auf

das Frühjahr 2012 vertröstet - dann erscheint die deutsche
Ausgabe, und Hildegard Goss-Mayr und der österreichische
Versöhnungsbund planen aus diesem Anlass und zu Jean’s
100. Geburtstag eine größere Veranstaltung zur Würdigung
dieses großartigen Mystikers und gewaltfreien Kämpfers!
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Dass wir uns mit dem Thema Frieden befassen, berührt den tiefsten
Wunsch des Menschen und der Menschheit. Der tiefste und äußerste
Wunsch des Menschen ist der nach Frieden.

Die Verwirklichung dieses Wunsches setzt jedoch alle anderen
Entwicklungsschritte in Person und Psyche voraus. Indem wir selbst
mehr Friedfertigkeit hervorbringen, finden wir zum Glück und überwinden
wir das Leid.

Aus psychologischer, sozialpsychologischer und spiritueller Sicht ist 
entscheidend zu verstehen, dass wir das, was wir in der Gesellschaft
und in der Welt vorzufinden wünschen, zuerst in uns selbst schaffen
müssen. Das Vorantreiben unseres eigenen persönlichen Wachstums
zum Frieden und zur Friedfertigkeit schafft erst die Grundlage für das
Gelingen im Sozialen,Gesellschaftlichen und Globalen. Ohne uns selbst
zu entwickeln, können wir auf der größeren gesellschaftlichen Ebene
kaum bis keine echten und nachhaltigen Fortschritte erzielen.

Wie jede bedeutende menschliche Entwicklung muss diese mindestens
zwei Aspekte beinhalten,
• erstens, dass wir die Voraussetzungen für das friedliche Miteinander in
uns selbst schaffen,
• zweitens, dass wir unser Wissen auf die sozial- und gesellschafts-
politische Ebene übersetzen.
• Der dritte Aspekt besteht in der spirituellen menschlichen Entwicklung,
weil der Wunsch nach Frieden das tiefste Herzthema repräsentiert.

Wer nur einen der drei Bereiche im Auge hat, ist in Gefahr entweder zu
psychologisieren, zu politisieren oder die Spiritualität zum alleinig 
entscheidenden Faktor zu erklären.

Reinhold Dietrich
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